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Nu. 7 


Berlin, den 1. Aon 1935 


16. Jahogaus 


Todes⸗ und Zuchthausurteile in Kauen 


„Die Oſtgrenze des Memelgebietes, die frühere deutſch⸗ 
ruſſiſche Grenze, ſtellt eine wirkliche Grenze zwiſchen zwei 
verſchiedenen Kulturen dar. Es iſt eine richtige „Grenze 
zwiſchen Weſt und Oſt, zwiſchen Europa und Aſien.“ Dieſer 
Satz aus dem Bericht der Sonderkommiſſion, die im Auf⸗ 
trage der Botſchafterkonferenz im Jahre 1923 die Verhält⸗ 
niſſe im Memelland unterſuchte, hat ſich auch am 26. März 
wieder als Folie erwieſen, als das Kriegsgericht in Kauen 
das Urteil über die 126 angeklagten Memeldeutſchen fällte. 


Es wurden verurteilt: 


Ewald Boll, Walter Prie ß, Heinrich Wannagat 
und Emil Lepa zum Tode durch Erſchießen; ſie wurden 
des „Fememordes“ an Jeſuttis beſchuldigt, 

Johann und Ernſt Wallat zu lebensläng— 
lichem Zuchthaus; die Anklage machte ihnen einen 
„Anſchlag auf das Leben“ eines litauiſch eingeſiellten 
Memelländers zum Vorwurf, 


Dr. Neumann, der Führer der Sozialiſtiſchen Volks— 
gemeinſchaft, und Bertuleit, der Kaſſenwart dieſer 
Partei, zu je 12 Jahren Zuchthaus, 

neun Angeklagte, die „Kreisleiter“ der Sovog, zu je 
10 Jahren Zuchthaus, 


Freiherr von Saß, der Führer der Chriſtlich— 
Sozialiſtiſchen Arbeitsgemeinſchaft, und vierzehn weitere An— 
geklagte zu je 8 Jahren Zuchthaus, 

ſiebzehn Angeklagte zu je 6 Jahren Zuchthaus, 

ein Angeklagter zu 5 Jahren Zuchthaus, 

neunzehn Angeklagte zu je 4 Jahren Zuchthaus, 

drei Angeklagte zu je 2% Jahren Zuchthaus, 

vier Angeklagte zu je 1% Jahren Zuchthaus unter An⸗ 
rechnung der Unterſuchungshaft, 

ſieben Angeklagte zu je 1 Jahr Zuchthaus unter An⸗ 
rechnung der Unterſuchungshaft, 

zwei Angeklagte zu je 1% Jahren Zuchthaus, zugleich 
mit Geſuch des Gerichts um Milde beim Staatspräſidenten 
und Bewährungsfriſt auf fünf Jahre, 


der Spitzel Molinnus zu 1% und der Ver⸗ 
räter Rubbutat zu einem Jahr Zuchthaus, für beide 
ſetzt ſich das Gericht auf Antrag der Angeklagten um Ve— 
gnadigung beim Staatspräſidenten ein, 
fünfunddreißig Angeklagte wurden freigeſprochen, 
vier Angeklagte waren ſeinerzeit geflüchtet. 


Neben den vier Todesurteilen und zwei lebenslänglichen 
Zuchthausurteilen hat das Kriegsgericht demnach auf 
435% Jahre Zuchthaus erkannt. Die Strafen ver- 
ſchärfen ſich noch dadurch ganz erheblich, daß das Gericht 
außer den Todes: und Freiheitsſtrafen bei einem großen 
Teil der Verurteilten auf Einziehung desgeſamten 
Vermögens erkannt hat. Außerdem haben die ver⸗ 
urteilten Angeklagten die Koſten des Prozeſſes 
gemeinſam zu tragen. Das bedeutet, daß auch die, 
deren Vermögen nicht eingezogen wird, ihren Beſitz ſo gut 
wie völlig verlieren. 


Das Kriegsgericht hat geſprochen. Es hat die Deutſchen 
emeint, aber es hat fein Urteilüber Litauen ge⸗ 
fällt. Deutſchland hat dieſen Staat dereinſt ins Leben 
gerufen. Deutſchland hat ihn in der Folgezeit mehrfach vor 
der Vernichtung gerettet. m letzten Augenblicke hat 
Deutſchland erwartet, daß die Vernunft und der Friedens- 
willen doch noch den Sieg über den Haß und die politiſche 
Verantwortungsloſigkeit davontragen würden. Es hat ſich 
bis zum letzten Augenblicke darauf beſchränkt, Litauen durch 
wirtſchaftliche Maßnahmen vor einer Ueberſpannung 
des Bogens zu warnen. Seine Zurückhaltung und Mäßi— 
gung aber ſind von den Litauern falſch ausgelegt worden. 
Mit dem Bluturteil von Kauen wurden die Brücken, die noch 
von Deutſchland nach Litauen führten, zerbrochen. Die 
ege zu einer Verſtändigung ſind jetzt ver⸗ 
ſchüttet. Es iſt jetzt die Pflicht der Signatarmächte, 
für eine Aenderung des derzeitigen Zuſtandes im Memel— 
lande zu ſorgen, wenn anders der Frieden nicht in Gefahr 
fommen soll. Es iſt notwendig, daß die litauiſchen 
Rechte im Memelgebiet zugunſten einer Regelung ein⸗ 
geſchränkt werden, die die perſönliche und kulturelle Sicher- 
heit der Memelbevölkerung garantiert. 

Um die Bluturteile des Kauener Kriegsgerichtes in 
ihrer brutalen Härte und ihrer politiſchen wie rechtlichen 
Unhaltbarkeit ganz zu verſtehen, iſt es angebracht, noch 
einmal an das zu erinnern, was während der letzten 
Prozeßtage von den Verteidigern über die gegen die 
jetzt Verurteilten erhobenen Vorwürfe feſtgeſtellt worden iſt. 

Am 12. März begannen im Kauener Memelprozeß die 
Plädoyers der Verteidiger. Es muß voraus 
geſchickt werden, daß die Verteidiger der 126 Angeklagten 
durchweg Litauer ſind. Sie ſind über den „Verdacht“ 
einer politiſchen Voreingenommenheit für Deutſchland er⸗ 
haben. Sie haben an ihrer nationalen litauiſchen Geſinnung 
auch in den Verteidigungsreden keinen Zweifel gelaſſen. 
Um ſo bemerkenswerter aber iſt die offene Art, in der ſie 
die juriſtiſchen Verſtöße und die politiſchen Entgleiſungen 
der Anklagevertreter gebrandmarkt und ſich für die deutſchen 
Memelländer eingeſetzt haben. 

Ueber die abſurde Idee, daß die beiden beſchuldigten 
deutſchen Parteien die Abſicht gehabt haben ſollen, einen 
bewaffneten Aufſtand im Memelgebiet zu entfachen, führte 
Prof. Stankevicius u. a. aus: Die wichtigſte Beſchuldigung 
der Anklage ſei, daß die beiden Parteien ſich zu einem be— 
waffneten Aufſtand vorbereitet hätten. Wenn man auch nur 
einen Augenblick dieſen Gedanken zulaſſe, ſo müſſe man feſt⸗ 
ſtellen, daß der Zeitpunkt für einen bewaffneten Aufſtand 
der denkbar ungünſtigſte war. Mit überlegener Ironie 
fertigte Prof. Stankevicius die Geſpenſterfurcht der An⸗ 
kläger ab: Eine gewöhnliche Landkarte, die in einem Partei⸗ 
büro hing, habe man in einen „ſtrategiſchen Aufmarſch⸗ 
plan“ umgedeutet. Waffen, die nach dem Urteil der Sach⸗ 
verſtändigen größtenteils keinen Wert mehr beſitzen, habe 
man als Beweis für „revolutionäre Abſichten“ gewertet. 
Ein Pfarrer, der keine militäriſche i beſitzt, ein 
Veterinärarzt, der fußleidend iſt, und ein Jugendführer, der 
einen Holzfuß hat, hätten die „Führer eines militäriſchen 
Aufſtands“ ſein ſollen. Jungens, die in weißen, ſchwarzen 
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oder grünen Hemden, mit kurzen oder langen Hofen herum⸗ 
liefen, habe man als „uniformierte Truppe“ bezeichnet. 
Wenn ein SA⸗Mann aus dem Reiche einigen Jungen mit 
Hilfe der Steine eines Brettſpieles zeigte, wie man dieſe 
oder jene Uebung ausführt, ſo werde das als „militäriſcher 
Unterricht“ hingeſtellt. Wenn die Jugend Spaziergänge 
machte, fo ſeien das für die Anklagevertreter gleich „mili— 
täriſche Uebungen“ geweſen. „Und wenn dieſe Jugend 
unglücklicherweiſe den Einfall gehabt hätte, eine Woche lang 
im Walde in Zelten zu leben und dabei militäriſche Ordnung 
zu halten, ſo würde man das gewiß als den Anfang eines 
Aufſtandes bezeichnen. In Polangen wäre das nur ein 
Pfadfinderlager ...“ 

Mit geradezu verbrecheriſcher Leichtfertig⸗ 
keit ſind die Verfaſſer der Anklageſchrift. zu Werke 
gegangen. So hat es ſich, wie die Verteidiger feſtſtellten, 
bei den Verhandlungen ergeben, daß eine ganze An- 
zahl der auf der Anklagebank Sitzenden nur 
irrtümlicherweiſe dorthin gelangt ſind. Von 
dem Angeklagten Markus fagte jein Verteidiger, daß 
gegen ihn überhaupt nichts vorliege, und daß es deshalb 
auch nicht möglich ſei, etwas zu ſeiner Entlaſtung zu ſagen. 
Von dem Angeklagten Bloſſe ſtellte ſich's heraus, daß er 
der Vorſitzende eines litauiſchen Sportverbandes ge⸗ 
weſen iſt, und daß ſeine ganze „Schuld“ darin beſteht, an 
einer Verſammlung teilgenommen zu haben, deren Ein⸗ 
berufer nicht einmal unter Anklage geſtellt worden iſt. 
Der Angeklagte Schirrmann wurde während des ganzen 
Prozeſſes weder von den Staatsanwälten, noch von der 
Verteidigung auch nur mit einem Worte erwähnt. Der An: 

eklagte Podufal ſitzt ſeit Monaten wegen eines Ber: 
hene im Gefängnis; er wurde mit einem ſeiner beiden 
Brüder, die an der Herderſchule in Heydekrug Lehrer 
waren, verwechſelt. Bei dem Angeklagten Konkol ergab 
ſich, daß alle die Dinge, mit denen die Anklageſchrift ihn 
belaſtete, ſich gar nicht auf ihn, ſondern auf einen anderen 
Konkol bezogen, der in Oſtpreußen wohnt und früher ab und 
zu auf Beſuch nach Heydekrug kam. Der a Stran⸗ 
gulies aus Pagulbinnen wurde mit einem Lehrer gleichen 
Namens aus Uebermemel verwechſelt. Der Direktor der 
Landwirtſchaftlichen Realſchule in Pogegen, Bethke, war 
während der Zeit, in der er laut Anklage eine rege Tätigkeit 
für die Sozialiſtiſche Volksgemeinſchaft entfaltet haben ſoll, 
überhaupt nicht im Memelgebiet, ſondern ſtudierte in 
Deutſchland. Der Angeklagte Heimbs wurde mit ſeinem 
Bruder, der junge Horſt Lakiſchus mit einem Kurt 
oe Namens und der Landtagsabgeordnete Dom- 
maſch mit einem anderen gleichnamigen Memelländer ver- 
wechſelt. Wie der Geſchäftsführer des Landtagsbüros, 
Leo Böttcher, zu ſeiner Anklage gekommen iſt, konnte, 
wie Rechtsanwalt Tornau darlegte, vom Gericht nicht feſt— 
ler werden. Hermann Petereit wurde, als fein 

erteidiger im Plädoyer auf ihn zu Sprechen kam, vom Vor— 
9 9 50 aufgefordert, ſich zu erheben, damit das Gericht — 
drei Monate nach Prozeßbeginn! — auch einmal die Freude 
habe, dieſen Angeklagten zu ſehen; bis dahin hatte es 
nämlich noch keine Gelegenheit gehabt, von feiner Anweſen⸗ 
heit im Gerichtsſaal Kenntnis zu nehmen. Derartige Bei⸗ 
ſpiele, daß junge und ältere Memelländer zehn oder elf 
Monate lang in Unterſuchungshaft gehalten und dann vor 
Gericht geſtellt wurden, obwohl ſie überhaupt 
gar nicht gemeint waren, gab es in dieſem Pro⸗ 
zeſſe noch mehr. 

In einer ganzen Reihe anderer Fälle waren junge 
Leute wegen irgendwelcher belangloſer Dinge, wegen Teil- 
nahme an einer „Verſammlung“ oder einer Wanderung 
angeklagt worden, während andere, deren Teilnahme an 
dieſen ſelben. Veranſtaltungen nicht unbekannt waren, nicht 
nur nicht unter Anklage ſtanden, ſondern obendrein noch als 
Zeugen vor Gericht geladen und vernommen wurden. 
Beſonders intereſſant iſt folgender Fall: Ein Aufruf, der 
Sozialiſtiſchen Volksgemeinſchaft war u. a. von einem 
Dwaronat und einem Dr. Schlimm unterſchrieben; 
der eine kam wegen dieſer Unterſchrift auf die Anklagebank, 
der andere aber trat in derſelben Sache vor Gericht als Sach⸗ 
verſtändiger auf! 

Darüber hinaus wurde von den Verteidigern gegen die 
ganze unfaire und in weſentlichen Punkten 
ungeſetzliche Art der Prozeßführung Ein⸗ 
ſpruch erhoben. So führte der Rechtsanwalt Engleris 
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u. a. aus: Die Anklage habe ſich ſehr ausführlich mit dem 


Programm der NSDAP., mit der Lage der Schulen im 


Memelgebiet, mit der Tätigkeit des Memeler Magiſtrates 
und der memelländiſchen Kreditanſtalten, mit der Preſſe des 
Gebietes und dergleichen befaßt; aber alle dieſe 
Dinge hätten mit dem Prozeß ja gar nichts 
zu tun. „Ich muß erklären, daß man gegen dieſe 
Anklage nach den ruſſiſchen Senatsbeſchlüſſen, die ja auch 
hier in Litauen gelten, Berufung einlegen 
kann, weil ſie die Wahrheitserbringung 
erſchwert und es auch den Richtern erſchwert, ihrer 
Pflicht nachzukommen. Der Staatsanwalt hätte alles 
Material, das mit der Frage eines bewaffneten Aufſtandes 
in keinem Zuſammenhang ſteht, an den Unterſuchungs⸗ 
richter zurückweiſen müſſen.“ Der Rechtsanwalt Tor nau 
charakteriſierte den Prozeß u. a. mit folgenden Worten: 
„Aus den Reden der Anklagevertreter hat man den Schluß 
ziehen können, daß hier nicht dieſer oder jener 
Menſch, ſondern der ganze Hitlerismus 
angeklagt iſt, daß es ſich hier nicht um einen Kriegs- 
gerichtsprozeß, ſondern um einen Schauprozeß, wie 
ſie in Rußland gemacht werden, handelt.“ 


Bezüglich einer ganzen Reihe von Angeklagten wurde 
von den Verteidigern feſtgeſtell daß für die gegen ſie er⸗ 
1 Beſchuldigungen das Kriegsgericht über⸗ 
aupt nicht zuſtändig iſt. Vor allem aber wurde 
von ihnen betont, daß es nicht zuläſſig fei, Vergehen, 
für die die Schuldigen bereits vom Kom- 
mandanten des Memelgebietes beftraft 
worden ſind, noch einmal zum Gegenſtand 
einer Anklage zu machen. „Man kann doch von einem 
Ochſen nicht zwei Felle ziehen“, hieß es in der Verteidigung 

rokophs, dem wegen eines „Vergehens“ der Kommandant 
bereits „ſeine volle Portion“ zugeteilt hatte. In anderen 
Fällen wieder wurden Dinge zum Gegenſtand der kriegs⸗ 
erichtlichen Anklage gemacht, die von der litauiſchen Polizei 
inet unterſucht, vom Kommandanten geprüft und als 
allzu harmlos und nebenſächlich nicht beſtraft worden waren. 
So kam der Verteidiger Engleris auf eine Wanderung 
nach Bajohren zu ſprechen, an der damals ſechs memel— 
ländiſche Jungens teilnahmen. „Der Kommandant“, führte 
Engleris aus, „hat dieſe Angelegenheit ſeinerzeit unterſucht, 
aber keinen der Teilnehmer beſtraft. Als dieſer Prozeß aber 
ins Rollen kam, da erinnerte man ſich des Bajohrener Aus⸗ 
lugs. Und es iſt ſonderbar, wie die Zeugen darüber immer 
chlechtere und ſchlechtere Ausſagen machten und eine ein⸗ 
fache Wanderung ſchließlich zu einem Manöver aufbauſchten. 
Man kann das nur als eine Art Pſychoſe 
erklären.“ 


Die Plädoyers der Verteidiger nahmen mehrere Tage 
in Anſpruch. Sie gingen mit den Vertretern der Anklage 
ſcharf ins Gericht. Alle kamen ſie zu dem Ergebnis, daß es 
völlig unmöglich iſt, von der Vorbereitung 
eines bewaffneten Aufſtandes im Memel⸗ 
gebiete zu ſprechen, daß, wie Rechtsanwalt Tornau 
ſagte, einzelne Epiſoden, die mit einem Aufſtand nicht das 
geringſte zu tun haben, ſinnlos und willkürlich aneinander- 
gereiht worden ſind, und daß es abſurd iſt, an die Möglich⸗ 
keit eines Aufſtandes überhaupt nur zu glauben. Keine 
der zu einem Aufſtand notwendigen Vorausſetzungen, hieß 
es in der Verteidigungsrede des Rechtsanwalts Tornau, 
war hier vorhanden: ein Führer, kein Plan, keine 
militäriſchen Kräfte und keine Waffen und ſchließlich auch 
nichts, was man als Vorbereitung anſprechen könnte. 


Und trotzdem wurde jetzt dieſes Urteil gefällt. Menſchen, 
die ihre Nichtbeteiligung an dem Falle Jeſuttis einwandfrei 
nachweiſen konnten, werden zum Tode verurteilt. Menſchen, 
die niemals an einen bewaffneten Aufſtand gedacht, ſich im 
Gegenteil für eine Befriedung des memelländiſch⸗litauiſchen 
Verhältniſſes eingeſetzt haben, werden mit den härteſten Zucht⸗ 
hausſtrafen belegt. Ihr Eintreten für die von den Signatar⸗ 
mächten garantierte Autonomie iſt ihnen als Verbrechen aus⸗ 
gelegt worden. Das deutſche Volk hat in rieſigen Kundgebun⸗ 
gen in allen Teilen des Reiches gegen die Bluturteile des 
Kownoer Kriegsgerichts Einſpruch erhoben und feinen Abſcheu 
vor der politiſchen Minderwertigkeit der dort regierenden 
Kreiſe zum Ausdruck gebracht. Litauen hat ſich ſein Urteil 
geſprochen. 


Die „engliſche Orientierung“ 


Am 7. Januar kamen Italien und Frankreich 
dahin überein, „daß kein Staat durch einen einſeitigen Akt 
ſeine Verpflichtungen auf dem Gebiete der Rüſtungen ab⸗ 
ändern dürfe“. Und am 3. Februar einigte ſich Frankreich 
in entſprechender Weiſe auch mit England dahin, „daß 
kein Staat das Recht habe, ſich von ſeinen Verpflichtungen 
in einſeitiger Weiſe zu löſen“. Man hat in Rom, Paris und 
London alſo ſchon damals mit einem entſcheidenden 
deutſchen Schritt in der Rüſtungsfrage gerechnet. Als dieſer 
Schritt dann aber am 16. März mit der Verkündung der 
allgemeinen Wehrpflicht erfolgte, da zeigte es ſich, daß die 
Erklärungen von London und Rom wohl eine theoretiſche 
Uebereinſtimmung in der Ablehnung eines „einſeitigen 
deutſchen Vorgehens in der Rüſtungsfrage feſtgeſtellt, aber 
keine Einigung über die in einem ſolchen 
Falle zu ergreifenden Maßnahmen herbei⸗ 
geführt hatten. Die Einheitsfront, die Frankreich erhofft 
hatte, war im entſcheidenden Augenblicke nicht da. Denn 
England machte nicht ohne weiteres mit. Für Polen 
war das von größter Bedeutung. Es lag auch für die 
ängſtlicheren Gemüter in Polen kein Grund vor, eine „Iſo⸗ 
lierung an der Seite Deutſchlands“ zu fürchten. f 

Natürlich ſchlugen die Kreiſe in Polen, die es ſich 
auch heute noch nicht abgewöhnt haben, ihre politiſchen 
Meinungen aus Paris zu beziehen, Alarm. Es bleibe nur 
ein Weg, ſchrieb der „Kurier Poznanski“ am 
19. März, die an der Erhaltung des gegenwärtigen Zu⸗ 
ſtandes intereſſierten Mächte müßten ſich miteinander ver⸗ 
bünden und ihre Waffenkräfte ſo ſtark entwickeln, „daß 
Deutſchland begreifen muß, daß alle 155 Verſuche, den 
territorialen status quo anzutaſten, ſeine unabwendbare 
Niederlage herbeiführen müſſen“. Und Polen, meinte das 
nationaldemokratiſche Blatt, müſſe „naturgemäß in der 
erſten Reihe der Staaten ſchreiten, die die Schaffung eines 
ſolchen Uebergewichtes gegen Deutſchland anſtreben“. Von 
dieſer Seite war keine andere Aeußerung zu erwarten. 
Für ſie ſcheint die polniſche Politik nur darin zu beſtehen, 
Frankreich bei allem, was auch eintreten mag, nur immer 
wieder einen neuen Beweis der Vaſallentreue zu geben. 
Für den Nachfolger Zaleſkis im Brühlſchen Palais aber hat 
eine ſolche Politik keinen Reiz. Oberſt Beck ſieht 
ſeine Aufgabe darin, Polen, ſolange es ſich 
irgend ermöglichen läßt, nach keiner Seite 
zu binden, um dadurch aus allen Spannun⸗ 

en, die zwiſchen anderen Staaten beſtehen, 
Pür Polen umſo größeren Nutzen zu ziehen. 
ö In den polniſchen Regierungskreiſen 
hat man die Nachricht von der Einführung 
der allgemeinen Wehrpflicht in Deutſch⸗ 
land mit Ruhe zur Kenntnis genommen. Man 
war, ſo verſicherte man, darauf gefaßt, und man ſtellte 
einigermaßen ſchadenfrohe Betrachtungen über die Politik 
des weſtlichen Verbündeten an, der geglaubt hatte, eine ganz 
logiſche und notwendige Entwicklung, die er ſelber durch 
ſeine Fehler und Fiktionen begünſtigt hatte, verhindern zu 
können. „Wir wußten ſehr gut, was hinter unſerer Weſt⸗ 
grenze vorging. Die Deutſchen arbeiteten planmäßig, ſyſte⸗ 


matiſch und konſequent ... Wir können jetzt wahrhaftig 
mutig voran blicken, weil auch wir ſeit langem planmäßig, 
ſyſtematiſch und konſequent gearbeitet haben, um — nach 
Maßgabe der uns zur Verfügung ſtehenden Mittel — den 
polniſchen Staat in jeder Hinſicht für die neuen Verhältniſſe 
vorzubereiten.“ („Polska Zbroina“.) 


Unverkennbar ſpielt die Haltung Englands für die 
polniſche Außenpolitik eine bedeutſame Rolle. Auf der einen 
Seite iſt die Abneigung Polens, ſich wieder ins Schlepptau 
der franzöſiſchen Politik zu begeben und damit auf die ſchwer 
errungene Selbſtändigkeit der eigenen Außenpolitik zu ver- 
ajphiev.., als eing. Feltitebgune, Toklgche_ 2. mertav.. Met dor. 

anderen Seite aber glaubt Polen auch heute noch, in einem 
Zuſammengehen mit Deutſchland ein allzu großes Wagnis 
ſehen zu müſſen. Da erſcheint ihm eine Orientierung 
an der engliſchen Haltung, die ebenſo einen nütz⸗ 
lichen Rückhalt gegen Paris zu bieten wie eine vorſichtige 
Diſtanzierung von Deutſchland zu gewährleiſten verſpricht, 
als der geeignete Ausweg. Wenn man bedenkt, 
daß die polniſche Außenpolitik — trotz ihres unzweifelhaften 
Selbſtändigkeitswillens — von früher her noch unter ge⸗ 
wiſſen alteingewurzelten Zwangsvorſtellungen leidet, dann 
wird man verſtehen, daß die Idee der „engliſchen Orien⸗ 
tierung“ auf manche Warſchauer Kreiſe eine nicht geringe 
Anziehungskraft auszuüben vermag, obwohl ſich wohl nie⸗ 
mand darüber im Zweifel ſein kann, daß die Triebkräfte und 
Intereſſen eines maritimen Weltreiches ganz andere als die 
eines oſteuropäiſchen Kontinentalſtaates ſind. 


Wenn England 17 völlig der antideutſchen Politik 
Frankreichs anſchließen ſollte, ſo würde die Lage für Polen 
wohl etwas unbequem werden. Wenn es umgekehrt aber 
dem engliſchen Einfluß gelänge, Frankreich von 
jeinem ruſſiſchen Kurs abzulenken und 
Moskau dadurch wieder aus der europäiſchen Politik aus⸗ 
zuſchalten, ſo wäre das nicht nur ein wirkliches Verdienſt 
um die Sache des europäiſchen Friedens, ſondern auch und 
vor allem für Polens politiſche Stellung von erheblichem 
Wert. In Paris iſt man offenbar davon überzeugt, daß 
den engliſchen Miniſtern ſowohl in Berlin wie in Warſchau 
der Gedanke einer Zurückdrängung Rußlands aus dem 
Spiel der europäiſchen Kräfte und damit einer Schwächung 
der franzöſiſchen Oſtpolitik nahegelegt worden iſt. Aber die 
Frage iſt, ob England imſtande und überhaupt willens iſt, 
in dieſem Sinne auf Frankreich zu wirken. Wenn London 
in dieſem Punkte verſagt, dann hat die ganze „engliſche 
Orientierung“ für Polen eigentlich keinen richtigen Sinn. 
Denn die anderen Berührungspunkte ſind doch wohl zu 
iſchwach, als daß Polen danach ſeine politiſche Linie abſtecken 
könnte. Immerhin mag es für manche politiſche Kreiſe 
in Warſchau eine Beruhigung ſein, zu wiſſen, daß 


noch jemand da iſt, der — wenigſtens vorerſt — zwiſchen 


Deutſchland und Frankreich eine Art vermittelnder Stellung 
einnimmt, und in deſſen Geſellſchaft es ſich — wenigſtens 


für einige Zeit — auf dem Wege „zwiſchen den 
Fronten“ in genügender Sicherheit einherwandeln 
läßt. Dr. K. 


Das „Statuigericht“ 


Praktiſch iſt die Autonomie des Memel⸗ 
gebietes ſchon lange nicht mehr in Kraft. Formell 
beſteht ſie auch heute noch weiter. Aber die Litauer meinen 
auf ſie keine Rückſicht mehr nehmen zu müſſen, da ſich die 
Signatarmächte um die Einhaltung des von ihnen 
garantierten Statutes durch die litauiſche Regierung ja doch 
ſchon ſeit langem nicht mehr bekümmern. Am 13. März 
trat nun eine Verordnung in Kraft, von der die Litauer an⸗ 
nehmen, daß ſie den von ihnen geſchaffenen rechtloſen 
Zuſtand „ſanktioniere“. Durch die Verordnung iſt ein ſo— 
genanntes Statutgericht eingeſetzt worden, dem das 
Recht zuſtehen ſoll, darüber zu entſcheiden, ob ein litauiſches 
oder memelländiſches Geſetz, eine Verwaltungsmaßnahme 
einer litauiſchen oder memelländiſchen Behörde, ein Akt des 
Gouverneurs oder ein vom Memellandtag beſchloſſenes 


Geſetz den Beſtimmungen des Memelſtatuts widerſpricht. 
Der Artikel 14 des Statutgeſetzes lautet: „Solange das 
Statutgericht ein Geſetz der Republik oder des Memel⸗ 
gebietes nicht als im Widerſpruch zum Memelſtatut befind⸗ 
lich erachtet hat, kann kein Gericht die Anwendung des 
Geſetzes der Republik oder des Memelgebietes verhindern 
mit der Begründung, daß es dem Statut des Memelgebiets 
widerſpreche.“ 

Es iſt klar, daß ein derartiges Geſetz nur dann und 
nur ſolange irgendeine Bedeutung beſitzen 
kann, als ſich die Signatarmächte nicht um die 
Zuſtände im Memelland kümmern. Das Geſetz 
wird in dem Augenblicke belanglos, in dem einer der im 
Artikel 17 des Hauptteils des Memelabkommens vom 
8. Mai 1924 vorgeſehenen Fälle eintritt, d. h. eine der 
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Signatarmächte des Statutes die Frage der Statutwidrigkeit 
einer geſeglichen oder Verwallungsmaßnahme aufwirft. 
Die Möglichkeit der Signatarmächte, in die 
Verhältniſſe des Memelgebietes einzu⸗ 

reifen, wird durch das neue litauiſche Ge⸗ 
etz in keiner Weiſe berührt. Bei dieſem Geſetz 
handelt es ſich um einen Verſuch der Litauer, im Ausland 
den Eindruck der Statuttreue und Objektivität hervor⸗ 
urufen, während in Wirklichkeit kraſſeſte Willkür und 
ſchlimmſte Parteilichkeit herrſchen. Was kann das ſchon für 
ein Gericht fein. bei dem die Richter aus Beauftragten der 
Kauener Regierung und die Kläger aus Kreatrren derſelben 
Regierung beſtehen! , 

Das Statutgericht befindet fih im Oberſten Tri⸗ 
bunal in Kauen. Deſſen Vorſitzender iſt zugleich Vor⸗ 
ſitzender des Statutgerichtes. Die übrigen vier Richter 
werden vom Präſidenten der Republik auf 
Vorſchlag des Juſtizminiſters ernannt. Es 
iſt den Richtern verboten, irgendein anderes ſtaatliches oder 
kommunales Amt auszuüben, ausgenommen das als Mit⸗ 
glied des Staatsrates, ein Amt im Gerichtsdienſt oder das 
eines Rechtslehrers an einer Hochſchule. Das Gericht ſetzt 


ſich alſo ausſchließlich aus Leuten zuſammen, denen es nie⸗ 
mals einfallen wird, gegen irgendeine von der litauiſchen 
Regierung getroffene Maßnahme, gleichgültig, ob dieſe 
ſtatutwidrig oder ſtatutgemäß iſt, zu entſcheiden. Als 
Kläger kann der Vorſitzende des Memeldirektoriums, der 
Gouverneur oder der Juſtizminiſter auftreten. Beim 
heutigen Stand der Dinge können alſo auch als Kläger aus⸗ 
ſchließlich Litauer auftreten. Daß es ſich bei dem Statut⸗ 
gericht nur um eine Komödie handelt, verſteht ſich von ſelbſt. 
Die Leute in Kauen ſcheinen das Ausland und vor allem 
die juriſtiſchen Experten der Signatarmächte für reichlich 
dämlich zu halten. Es iſt der von den Signatarmächten 
mehrfach ausdrücklich betonte Zweck des Statutes, die Kultur 
und die Rechte der deutſchen Bevölkerung des Memel⸗ 
gebietes durch die Gewährung der Autonomie vor litauiſchen 
Uebergriffen zu ſchützen. Durch das erwähnte Geſetz aber 
wird nun die Entſcheidung darüber, ob eine Verletzung der 
Rechte und der Kultur der deutſchen Bewohner des Ge⸗ 
bietes vorliegt, ausſchließlich dem zugeteilt, der allein ein 
Intereſſe daran hat, ſie zu verletzen. Eine dreiſtere Ver⸗ 
höhnung des Statutes und ſeiner Garanten läßt ſich ſchwer 
vorſtellen. 


Kampf den Separatiſten 


Bei den Wahlen, die am 7. April in Danzig ſtattfinden, 
geht es um die innere Geſchloſſenheit des Danziger Deutſch⸗ 
tums gegenüber den zerſetzend und hemmend wirkenden 
Reſten der alten Parteien. Es geht bei den Wahlen nicht 
um eine Aenderung der internationalen Rechtslage Danzigs. 
Inſofern laſſen ſich alſo die Danziger Wahlen nicht mit der 
Saarabſtimmung, durch die ein internationaler Rechts— 
zuſtand geändert wurde, vergleichen. Doch liegt ein Ver— 
gleich zwiſchen Saar und Danzig ſehr nahe, wenn man ſich 
die Gegner des Nationalſozialismus und ihre Kampfparolen 
anſieht. Auf der einen Seite ſtehen in dieſem Wahlkampf 
die Nationalſozialiſten, auf der anderen Seite die Vertreter 
von ſechs Splitterparteien. Da ſind zunächſt die 
Sozialdemokraten. Auf deren Liſte Di die 
radikaleren Elemente, wie Brill, Moritz, Töpfer uſw., ver— 
treten, während die gemäßigteren marxiſtiſchen Kreiſe, wie 
etwa der ehemalige Volkstagspräſident Gehl, nicht mehr als 
Kandidaten aufgeſtellt worden find. Dann die Kommu- 
niſten, auf deren Liſte die altbekannten Schreier Pleni⸗ 
kowſki, Langnau, Serotzki und Totzki aufgeführt ſind. 
Weiter bemerkt man die übelſte politiſche Erſcheinung der 
Gegenwart, das allerchriſtlichſte Zentrum. Ein beſonderes 
Kapitel find in dieſem Wahlkampf die ſog. Deutſch⸗ 
nationalen. Aus den Verweſungsüberreſten der alten, 
aufgelöſten Partei hat ſich eine „neue“ Gruppe gebildet, die 
ich den Namen „Nationale Front (Schwarz⸗ 

eiß⸗Rot)“ beigelegt hat. Bemerkenswert iſt, daß ſich auf 
ihrer Lifte keiner der bekannten Männer der alten Deutfch- 
nationalen Volkspartei findet; dieſe ſind ſehr eindeutig von 
der „Nationalen Front“ des Rechtsanwaltes Weiſe abgerückt 
und haben ſich, ohne ſelber noch politiſch hervorzutreten, 
hinter die nationalſozialiſtiſche Bewegung geſtellt. Ein nicht 
weniger ſonderbares Gebilde iſt eine weitere Gruppe, die 
ſich als „Deutſche Frontkämpfer des Welt⸗ 
krie ges“ bezeichnet und von einem Kapitän namens 
Guſtav Pietſch angeführt wird. Das Organ dieſer Gruppe, 
der „Feldgraue Alarm“, wurde wegen würdeloſer Hetzereien 
gegen die NSDAP.⸗Führung und die nationalſozialiſtiſchen 
Frontkämpfer verboten. Zwiſchen den Wahlvorſchlägen der 
„Deutſchen Frontkämpfer des Weltkrieges“ und der „Na⸗ 


Vom 4. Mai ab 


Seedienſt 
Oſtobeußen 


tionalen Front“ iſt Liſtenverbindung angemeldet worden. 
a fiebente Gruppe nehmen die Polen am Wahlkampfe 
eil. 

Auf der einen Seite der nationalſozialiſtiſche Block, der 
das unbedingte Deutſchtum und die untrennbare Verbunden⸗ 
heit Danzigs mit dem Deutſchtum im Reiche verkörpert. Auf 
der anderen Seite ſechs Splitter, deren Ziel es iſt, die innere 
Geſchloſſenheit zu zerbröckeln und den Gleichklang der 
inneren Entwicklung Danzigs mit derjenigen im Reiche zu 
ſtören. Mit vollem Recht hat die NSDAP. von dieſen 
Splittern als von den Danziger Separatiſten ge⸗ 
ſprochen und ihren Kampf gegen dieſe Schädlinge des 
Deutſchtums der Freien Stadt mit dem Kampfe der 
„Deutſchen Front“ gegen die Kreaturen des Saar— 
ſeparatismus verglichen. Denn wie an der Saar die Haupt- 
waffe der Separatiſten der Volksverrat war, ſo geht auch 
in Danzig das Beſtreben der ſeparatiſtiſchen Elemente dahin, 
die Hilfe fremder Mächte gegen die NSDAP. und damit 
gegen den Staat zu mobilifteren Die einen verſuchen es, 
indem ſie die Führung der NSDAP. und den Senat bei den 
Polen verleumden. Die anderen rufen die Hilfe des 
Völkerbundes an. Und die Dritten benutzen die 
Kirche als Tummelplatz ihrer volksfeindlichen Arbeit. 

Ueber dieſe Leute, die den Nationalſozialismus zu einer 
Klärung der Lage durch Neuwahlen zwingen, hat der 
Danziger Gauleiter Albert Forſter u. a. folgendes ge⸗ 
ſchrieben: „Dieſe ewig unzufriedenen und bösartigen 
Elemente wären nicht weiter zu beachten, wenn durch ihre 
Tätigkeit dem Staat und der Bevölkerung kein ſichtbarer 
Schaden zugefügt würde. Leider müſſen wir aber feſtſtellen, 
daß beſonders in den vergangenen Monaten die Tätigkeit 
der in Danzig auf Grund der Verfaſſung vom Völkerbund 
noch geſchützten Parteien ſyſtematiſch darauf angelegt iſt, der 
nationalſozlaliſtiſchen Regierung ihre Arbeit zu erſchweren. 
Jedes Geſetz und jede Verordnung, die vom Senat unter 
Berückſichtigung der Erhaltung des Friedens nach außen, der 
Ruhe und Ordnung im Innern und der Ankurbelung der 
Wirtſchaft beſchloſſen und herausgegeben wurden, haben 
dieſe Parteien in der gehäſſigſten Weiſe angegriffen. Das“ 
ging ſo weit, daß dieſe Parteien nicht davor zurückſchreckten, 
jede Handlung der Regierung als verfaſſungswidrig hin⸗ 
uftellen und beim Hohen Komiſſar des Völkerbundes Be⸗ 
e einzureichen. Man wollte, daß der Völkerbund 
die Entſcheidung über die Gültigkeit der vom Senat zum 
Wohle der Danziger Bevölkerung getroffenen Geſetze und 
Verordnungen fällt. Dazu kommt noch, daß dieſe längſt 
abgewirtſchafteten Parteien die unwahre Behauptung ver⸗ 
breiten, hinter ihnen ſtehe die Mehrheit der Bevölkerung. 
Es iſt das dieſelbe Methode, die die Separatiſten im Saar⸗ 

ebiet angewandt haben. Für uns National- 
Lg en iſt es jedenfalls unerträglich, 
einen Staat zu regieren, in dem Bewußt⸗ 


ar daß verantwortungslofe und ſtaats⸗ 
eindliche Elemente bei maßgeblichen Stel⸗ 
len Gehör und ſogar Unterſtützung finden, 
während ſich die Regierung für ihre ſogar in Genf be⸗ 
ſcheinigte erfolgreiche Tätigkeit verantworten ſoll ... Wir 
glauben, daß unſer Entſchluß, den Volkstag aufzulöſen und 
Neuwahlen ſtattfinden zu laſſen, in der nächſten Zukunft 
viele Probleme von ſelbſt klarſtellen wird, die heute als un⸗ 
lösbar erſcheinen. Durch Abgabe des Stimmzettels wird 
unwiderleglich zum Ausdruck gebracht werden, wie die 
Danziger Bevölkerung denkt. Das zu wiſſen, iſt ſowohl für 
uns Nationalſozialiſten, wie für unſere Gegner und den 
Völkerbund ſehr nützlich.“ =. 

Eine beſondere Beachtung wird man bei dieſen Wahlen 
den Polen in Danzig zuwenden müſſen. Die national⸗ 
ſozialiſtiſche Regierung hat den Polen jede nur denkbare 
Bewegungsfreiheit gegeben. In einer polniſchen Verſamm⸗ 
lung, die in der Danziger Meſſehalle ſtattfand, wurde von 
den polniſchen Spitzenkandidaten erklärt, daß es für die 
Polen jetzt darauf ankomme, der Welt zu 
beweiſen, daßſie N ſtärker ſeien, als 
man vermute, daß die Wahlen ein Ex amen 
ſeien, das die Polen vor der Welt ablegen 
müßten. die Polen werden alſo ihre letzten Reſerven 
aufbieten, um den „Stärkebeweis“ zu erbringen. Anders als 
1933. wo ſie zu den Volkstagswahlen zwei einander 
befehdende Liſten aufgeſtellt hatten, treten ſie dieſes Mal in 
nationaler Geſchloſſenheit auf. Es iſt den Be⸗ 
mühungen des diplomatiſchen Vertreters, Dr. Pa pée, 
gelungen, den Führer der zum Pilſudſkilager in Oppoſition 
ſtehenden Polen, Dr. Moc zynſki, zum Verzicht auf die 
Aufſtellung einer eigenen Liſte zu bewegen. Die Einheits— 
liſte der Polen wird geführt von dem Direktor der Staat— 
lichen Polniſchen Getreidehandelsſtelle, Broniflaw Bud— 
zinſki, und dem Führer des Polniſchen Berufsverbandes, 


Anton Lendzion. Die bisherigen Volkstagswahl⸗ 
ergebniſſe ſtellten ſich für die Polen wie folgt: 


n Abgeordnete Stimmen 
1920 7 von 120 (= 5,83 %) 9321 von 153 234 (= 6,1 %) 
1923 5 „ 120 (= 4, 16 % 7212 „ 164 794 (= 4,4 %) 
1927 3 „ 120 (= 2,50 % 5764 „ 182836 (= 3, 15 %) 
1930 2 „ 72 (= 2,77 % 6377 „ 197 871 (= 3,22%) 
1933 2 „ 72 ( 2,77 %% J 6743 „ 214 128 ( 3,14 %) 


Demnach iſt die Zahl der polniſchen Stimmen bis zum 
Jahre 1927 ganz erheblich zurückgegangen. Seitdem iſt ſie 
wieder im Steigen. Jedoch iſt die polniſche Stimmenzahl 
nicht ſo ſtark wie die Zahl der überhaupt abgegebenen 
Stimmen geſtiegen. Im Jahre 1933 iſt der Anteil der polen 
an der Geſamtzahl der abgegebenen Stimmen der niedrigſte 
von allen Volkstagswahlen geweſen. Er hat nur 3,14 v. H. 
betragen. Bei den bevorſtehenden Wahlen ſcheinen die 
Polen auf eine erhebliche Zunahme ihrer Wählerzahl zu 
hoffen. Intereſſant iſt in dieſer Hinſicht die Beachtung, die 
ſie den im Danziger Freiſtaat lebenden Juden zuwenden. Sie 
nehmen offenbar an, daß die Juden, die vom National⸗ 
ſozialismus ja doch „nichts Gutes“ zu erwarten haben, ſich 
dazu entſchließen werden, für die polniſche Liſte zu ſtimmen, 
in Anbetracht der ausgeſprochen judenfreundlichen Ge⸗ 
innung des Pilſudſki⸗Regimes und vor allem mit Rüdficht 
arauf, daß ein Danziger Jude, wenn er „ſich zum Polen⸗ 
tum bekennt“, bei der diplomatiſchen Vertretung Polens und 
den polniſchen Organiſationen gegen die „Verfolgungen“ der 
Nationalſozialiſten Schutz und Hilfe findet. Möglich, daß ſich 
derartige polniſche Hoffnungen erfüllen. Man wird einen 
etwaigen polniſchen Stimmenzuwachs bei den Wahlen dann 
auch entſprechend zu bewerten haben. 


Der deuiſche Oſteuropahandel 1934 


Seit dem Jahre 1928 iſt der deutſche 
Außenhandel mit Oſteuropa im Sinken. Seit 
dem Jahre 1927 iſt er für Deutſchland zum erſten Male 
wieder paſſiv geweſen. Der Geſamtumſatz Deutſchlands mit 
der Sowjetunion, Polen, Finnland, Eſtland, Lettland, Litauen 
und Danzig, die unter dem Begriff Oſteuropa zuſammengefaßt 
ſind, hat im Jahre 1928 2328,2 Mill. RM. betragen, im 
vergangenen Jahre nur noch 576,9 Mill. RM. Die deutſche 
Ausfuhr nach Oſteuropa belief ſich 1928 auf 1291,7 Mill. 
Reichsmark, im letzten Jahre nur noch auf 202,5 Mill. RM. 
Die deutſche Einfuhr aus den oſteuropäiſchen Ländern 
betrug 1928 1036,5 Mill. RM und im letzten Jahre nur noch 
374,4 Mill. RM. Die deutſche Aus fuhr iſt alſo von 
1928 bis 1934 auf ein knappes Sechſtel, die Ein⸗ 
Die auf ein reihlides Drittel en 

m Vergleich zum Vorjahre iſt die Ausfuhr 1934 um über 
53 v. H. zurückgegangen, die Einfuhr dagegen iſt in der 
gleichen Zeit um über 5 v. H. geſtiegen. Im Jahre 1934 
war der deutſche Oſteuropahandel für 
Deutſchland mit 171,9 Mill. RM. paſſi v. Aus der 
nachſtehenden Ueberſicht geht die Entwicklung der deutſchen 
Ausfuhr (in Mill. RM.) nach den einzelnen oſteuropäiſchen 
Ländern hervor. 


Ausfuhr nach 1931 1932 1933 1934 
Sowjetunion 762,2 625,8 282,2 63,3 
Polen 140,9 70,5 55,5 38,8 
Finnland 90,7 45,4 42 43,3 
Danzig 46,8 22,8 26,9 16,2 
Lettland 43,4 31.4 17,2 18,8 
Litauen 49,4 25,8 197 14,7 
Eſtland 19,6 10,9 7,1 7,3 
Oſteuropa 1143,0 822,6 452,8 202.4 


Demnach iſt der weitaus ſtärkſte Rückgang der deutſchen 
Ausfuhr bei der Sowjetunion zu verzeichnen. Ziemlich 
gleichmäßig ift ſeit 1932 die deutſche Ausfuhr nach Finn⸗ 
land geblieben. Die Einfuhr Deutſchlands aus den oſt— 


europäiſchen Ländern hat ſich während der letzten vier 
Jahre folgendermaßen entwickelt: 


Einfuhr aus 1931 1932 1933 1934 
Sowjetunion 303,5 270,9 194,1 209,7 
Polen 111,2 58,9 55,9 53,9 
Finnland 42,7 26,2 37,7 42,3 
Danzig 21,0 22,8 21,2 241 
Lettland 34,0 20,5 17,5 21,1 
Litauen 34,8 26,8 225,1 15,1 
Eſtland 17,6 13,3 8,4 8,2 
Dfteuropa 564,8 439,5 356,4 374,8 


Geſtiegen iſt im letzten Jahre im Vergleich zu 1933 die 
deutſche Einfuhr aus der Sowjetunion, ferner aus Finn⸗ 
land, Danzig und Lettland. Paſſiv war der Außenhandel 
für Deutſchland im vergangenen Jahre mit Polen, Danzig, 
Lettland, Litauen und Eſtland, ſowie vor allem mit der 
Sowjetunion, die nach Deutſchland für etwa 210 Mill. 
Reichsmark Waren eingeführt, von Deutſchland aber nur 
für etwa 63 Mill. RM. bezogen hat. Lediglich mit Finnland 
war die Handelsbilanz im letzten Jahre für Deutſchland aktiv. 


Es hat alſo offenſichtlich nicht an Deutſchland gelegen, 
wenn der Außenhandel mit Oſteuropa während der letzten 
Jahre ſo ſcharf zurückgegangen iſt. Da in den betreffenden 
Staaten zumeiſt aus politiſchen Gründen eine Bereitſchaft 
zur Aufnahme deutſcher Waren nicht beſteht, iſt mit einer 
weſentlichen Beſchränkung der deutſchen 
Einfuhr aus dieſen Staaten zu rechnen. Im 
Herbſt 1934 trat der „Neue Plan“ in Kraft, der die Zu⸗ 
teilung von Deviſenbeſcheinigungen lediglich im Umfange 
der vorhandenen Deviſen und unter Berückſichtigung der 
Handelsbilanz mit den in Frage ſtehenden Ländern vor⸗ 
ſieht. In der Statiſtik des letztjährigen Außenhandels 
Deutſchlands hat ſich der „Neue Plan“ erſt in geringem 
Maße bemerkbar gemacht. Unter der Wirkung des Planes 
iſt eine weſentlich günſtigere Geſtaltung des deutſchen Oſt— 
europageſchäftes zu erwarten. 
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Anagft um die Kaſchubei 


In ſeinen Nummern vom 12., 14. und 15. März erging 
ſich der „Kurier Poznanski“ in Angſt⸗ und Warn⸗ 
rufen wegen des ſtändigen Vordringens des Deutſchtums in 
Pommerellen. Es heißt dort u. a.: „Die Deutſchen ſind ein 
erfahrenes Seefahrervolk und nutzen die polniſche Unkennt⸗ 
nis in maritimen Dingen weidlich aus. Von Danzig 
als Operationsbaſis aus ſind die Deutſchen 
imſtande, ihre Hand auf das in Gdingen 
pulſierende Leben zu legen. In unſerem na⸗ 
tionalen Hafen finden die Deutſchen die beſten Verdienſt⸗ 
möglichkeiten, und ſie kontrollieren bereits unſere Umſätze 
im Ueberſeeverkehr ...“ 

„Jetzt müſſen wir“, fährt das Blatt dann fort, „auf 
andere, noch ſchrecklichere Erſchein ungen, und 

war auf die Entfaltung der politiſchen deut⸗ 
hen Organiſationen in Polen, insbeſon⸗ 
dere in der Kaſchubei, hinweiſen.“ Der Bericht⸗ 
erſtatter des Poſener „Kurjer“, ein gewiſſer Eduard Piſzcz, 
hat einen Teil des Seekreiſes bereiſt, um ſich über den 
Stand der Jungdeutſchen Partei zu informieren, 
und er hat, wie er erzählt, dabei ganz ſchreckliche Dinge 
erlebt und geſehen. „Dieſe Reiſe brachte geradezu ent⸗ 
e Ergebniſſe“, ſchreibt er. e e der 

rtsgruppen dieſer Partei finden ſehr häufig ftatt, die 

ahl ihrer Mitglieder wächſt ſtändig. In 

ack bei Orlowo, einem Dorfe, das zuſammen mit den an— 
grenzenden Anſiedlungen höchſtens 1500 Einwohner zählt, 
gehören 250 Perſonen zur Jungdeutſchen Partei. Man kann 
annehmen, daß in einem Umkreis von 10 Kilometern um 
Gdingen etwa 3000 Mitglieder der Jungdeutſchen Partei 
vorhanden und in einer wohldiſziplinierten Organiſation 
erfaßt find. So viele Deutſche, wie die Jung: 
deutſche Partei Mitglieder hat, gibt es im 
ganzen Seekreiſe nicht. Wie iſt das zu erklären?“ 
fragt der Entdeckungsreiſende des „Kkurler Poznanski“, und 
er gibt folgende Antwort darauf: „Man muß mit Bedauern 
feſtſtellen, daß es den Deutſchen gelungen iſt, 
weniger nationalbewußte kaſchubiſche Ele- 
mente zu gewinnen.“ Die Schuld daran ſchiebt er 
natürlich dem polniſchen Regierungsblock zu, der die 
„ſegensvolle“ Arbeit des nationalen Lagers, 
Nationaldemokraten, unterbunden habe: „Wir erinnern uns 
noch ſehr wohl daran, wieviel Geld und Mühe aufgewandt 


wäre, und bie ocguüſcarbchſtye“ cron eG . 
em na⸗ 


großen Polen“ in der Kaſchubei lahmzulegen. 


d. h. der 


rufe auf Hitler und Pilſudſki“ 
werden. 

Darauf nimmt die Schriftleitung des „Kurjer“ die 
Trompete, die ihr der Reporter vorgeblaſen hat, ſelber zur 
Hand und gibt einige Variationen zu dieſem Thema zum 
Beſten: „Wer nicht ſieht“, heißt es da, „daß das gegen⸗ 
wärtige politiſche Syſtem in Polen von den Deutſchen zu 
weitgehenden, wenn zunächſt auch verkappten Zwecken aus= 
genutzt wird, der iſt in der Tat in politiſcher Hinſicht ein 
Blinder, der hat keinen Begriff von der Seele und dem 
Hirn des deutſchen Volkes, und der hat aus der tauſend— 
jährigen Geſchichte der deutſch-polniſchen Nachbarſchaft 
nichts gelernt ... Man kann“, jo wird dann in dem 
Poſener Blatte ein Artikel des Pelpliner „Pielgzrym“ zitiert, 
„kein Nationalbewußtſein (von den Kaſchuben) verlangen, 
wenn man gleichzeitig die Nationalen verfolgt, fie ver— 
leumdet, und wenn man die wahren polniſchen ae 
und zwar beſonders diejenigen verfolgt, die die Kaſchuben 
vor der Entnationaliſierung ſchon damals bewahrt haben, 
als der Preuße in Pommerellen und in der Kaſchubei Herr 
war und die Macht in der Hand hatte, die Polen und die 
polniſchen Führer zu unterdrücken. Wir müſſen leider 
feſtſtellen, daß die Tätigkeit der Sanie⸗ 
rungsorganiſationen den Deutſchen den 
en für ihre verräterifhe Arbeit be⸗ 
reitet. 

Dieſe letzten Bemerkungen verraten, woher die Luft 
weht, die der Trompete des Poſener „Kurier“ ſolche ſorgen— 
durchzitterte Töne entlockt. Ein parteipolitiſches 
Intereſſe — ſonſt nichts. Man wirft dem Sa⸗ 
nierungslager Schlappheit in nationalen Fragen vor, um 
ſich ſelbſt als allein fähig und berufen zur Abwehr einer 
angeblichen deutſchen Gefahr anzubieten. Man bezeichnet 
den Kampf des Regierungslagers gegen die nationale 
Oppoſition als eine Aktion, die nicht im Intereſſe der 
Sicherheit des polniſchen Staates, ſondern zu Nutz und 
Frommen ausgerechnet der deutſchen Volksgruppe unter— 
nommen worden ſein ſoll. Man kann das nur als reichlich 
albern bezeichnen. 

Was nun das angebliche oder wirkliche Fortſchrei— 
ten einer deutſchen Bewegung unter den 
Kaſchuben anlangt, ſo iſt dazu folgendes zu ſagen. 
Geſetzt den Fall, daß das, was der „Kurier Poznanski“ ge⸗ 
thrteven dus uf he hert vrrlahly jo ware vus noch lange 

kein Grund, ſich zu wundern. Wundern kann ſich 


ausgebracht 


tionalen Lager erlaubte man nicht, die lebendigen Kräfte 
des Volkes mobil zu machen, den Deutſchen aber läßt man 
völlige Freiheit und duldet ihre Aktion, die den Zweck ver— 
folgt, die unentſchloſſenen Elemente für das deutſche Volks⸗ 
tum zu gewinnen.“ Dann erhebt der hellſeheriſche Reporter 
egen die Jungdeutſche Partei den Vorwurf, „irredentiſtiſche 

ropaganda“ zu treiben. Als „Beweis“ ſcheint ihm die 
Tatſache zu genügen, daß in den Verſammlungen Heil⸗ 


darüber nur der, der über das Volkstum der 
Kaſchuben ſo verkehrte Anſichten vertritt, 
wie dasoffenbar beim Poſener „Kurier“ der 
Fall iſt. Die Kaſchuben ſind im Laufe der Jahrhunderte 
ſo ſtark mit deutſchen völkiſchen Elementen 
durchſetzt, ſo ſtark in den Bann des deutſchen kulturellen 
Lebens gezogen worden, daß es verwunderlich wäre, wenn 
ſie ſich alle als Nationalpolen fühlten. 


Eine Berichtigung: „Es it nicht wahr, daß ich ein Jude bin“ 


Im „Dftland” Nr. A war eine Kritik des Buches von 
Dr. Albert Gottlieb, Profeſſor an der Staatlichen 
Höheren Handelsſchule in Lemberg, veröffentlicht worden. 
Zu dieſem Buch hat Dr. Staniſlaw Lempicki, Profeſſor 
an der Univerſität Lemberg, ein Geleitwort geſchrieben. 
Beide haben gegen die in den erſten beiden Abſchnitten des 
erwähnten Artikels enthaltenen Mitteilungen einige Ein⸗ 
wendungen erhoben. Dieſe betreffen 1) das Zuſtande— 
kommen des Buches und 2) die Perſon Gottliebs. 5 
Zu 1: Profeſſor Lempicki ſchreibt: Von dem Inhalt 
des Buches, ja ſogar von der Abſicht des Verfaſſers, es zu 
ſchreiben, habe er vor der Drucklegung keine Kenntnis 
gehabt; erſt aus den Korrekturabzügen habe er es kennen 
gelernt, und in dieſer Zeit habe er dem Verfaſſer 
einiges Material zu den deutſch⸗polniſchen 
Kultur beziehungen geliefert, das dieſer dann 
in dem eingefügten Kapitel „Brücken“ benutzt habe. 
Zu 2: Profeſſor Gottlieb ſchreibt (und Profeſſor Lem: 
picki beſtätigt das): Er ſei kein Angehöriger der 
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in Stanislau und Lemberg verbreiteten 
jüdiſchen Sippe Gottlieb, ſondern als Sohn 
deutſcher chriſtlicher Eltern in Prag geboren, habe erſt 
während des Krieges Polen kennen gelernt und ſich erſt nach 
dem Kriege in Lemberg angeſiedelt. Weiter ſchreibt Pro— 
„ie Gottlieb, es ſei nicht wahr, daß er ſich erſt bei der 

bfaſſung des vorliegenden Buches aus Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen den Vornamen lbert beigelegt habe; 
ſondern er habe dieſen Namen bei der Taufe erhalten, führe 
ihn ſtets, habe unter ihm zahlreiche Veröffentlichungen in 
deutſcher Sprache herausgebracht und nur in jeinen 
polniſchen Arbeiten in den letzten Jahren die polniſche Form 
dieſes Vornamens, „Wojciech“, gebraucht, ohne dabei je 
ſeine deutſche Volkszugehörigkeit zu verleugnen. Es habe 
ſich alſo, ſchreibt Profeſſor Gottlieb, bei der gefliſſentlichen 
Hervorkehrung feiner deutſchen Volkszugehörigkeit nicht um 
eine bewußte Irreführung gehandelt. Als Deutſcher, heißt 
es in der Berichtigung weiter, konnte er, Gottlieb, nichts 
tun, als ſeine Volkszugehörigkeit zu bekennen, und ſeiner 


propagandiſtiſchen Hilfe habe ſich niemand bedient, da er 
ſein Buch — wie auch Lempicki bemerkt — „aus eigenem 
Antrieb, ohne jeden Auftrag und ohne jede Entlohnung‘ 
geſchrieben habe. 8 

Dieſen Einwendungen wird hier natürlich gern Raum 
gegeben. Es iſt notwendig, einiges. hinzuzufügen. Was 
zunächſt den erſten Punkt anlangt, entſprechen die hier von 
Prof. Lempicki gemachten Feſtſtellungen in ihrem ſachlichen 
Inhalt den Mitteilungen des erwähnten Artikels im „Oſt⸗ 
land“, wo darauf hingewieſen wurde, daß in dem Buche 
Gottliebs beim Kapitel „Brücken“ in einer Fußnote die 
geiſtige Mitwirkung Lempickis vermerkt iſt. Da es ſich nun 
bei dieſem Kapitel, das einen Ueberblick über die Geſchichte 
der deutſch⸗polniſchen Kulturbeziehungen geben ſoll, i n 
Anbetracht der Zweckbeſtimmung des 
Buches um eines der wichtigſten, Kapitel 
handelt, kann die Bemerkung des „Ditland „über die 
„geiſtige Selbftändigfeit“ Gottliebs wohl doch nicht als jo 
völlig abwegig bezeichnet werden, zumal das Buch in feiner 
Geſamtheit eine recht enge Anlehnung an die bisher übliche 
polniſche Propagandaliteratur verrät. 

Was die Perſon des Verfaſſers angeht, ſo trifft es nicht 

„wie Gottlieb ſchreibt, daß er ſich nur in polniſch en 

Veröffentlichungen des polniſchen Vornamens „Wojciech 


bedient habe. Es iſt vielmehr erſt im vergangenen Jahre 


eine deutſche Schrift unter dem Titel „Der kaufmänniſche 


Schriftverkehr. Muſterbriefe und Uebungen“ erſchienen, bei 
der Gottlieb als Mitverfaſſer unter dem Namen Wojciech 
Gottlieb auftritt. 

Was ſeine Abſtammung anlangt, ſo beruhen die 
dem „Oſtland“ zugegangenen Mitteilungen hierüber nach 
den Zuſchriften von Gottlieb und Lempicki auf einem Irr— 
tum. An der Kritik, die an dem Buche geübt 
werden muß, ändert das nichts. Wenn ein Jude 
ein Buch ſchreibt, in dem Deutſchland ſo ſchlecht abſchneidet, 
wie es in dem Buche von Gottlieb der Fall iſt, ſo iſt das 
allenfalls zu verſtehen. Wenn aber ein Deutſcher ein 
ſolches Buch der Oeffentlichkeit übergibt, ſo iſt das ſchon 
ſchwerer verſtändlich. Vielleicht hat Gottlieb auch ſelbſt 
dieſes Empfinden gehabt. Sonſt hätte es 1 doch wohl 
überflüſſig vorkommen müſſen, mehrfach ſeine deutſche 


ſeiner 


Volkszugehörigkeit zu betonen. Zu einer ſolchen Betonung: 
ift doch wohl nur dann ein Anlaß vorhanden, wenn zu 
erwarten ſteht, daß die Leſer des Buches nicht ſo ohne 
weiteres an die deutſche Volkszugehörigkeit des Verfaſſers 
zu glauben vermögen. 


Gottlieb weiſt in einem ſeiner Berichtigung beigefügten 
Schreiben darauf hin, daß er vor dem K = = e Profeſſor 
an deutſchen Mittelſchulen in Böhmen ſowie wiſſenſchaft⸗ 
licher Mitarbeiter eines bekannten Leipziger Verlages ge⸗ 
weſen iſt, daß er damals ferner in pädagogiſchen und 
pſychologiſchen Zeitſchriften, u. a. auch in Cleinows „Grenz⸗ 
boten“, Aufſätze veröffentlicht hat. as ſtimmt. Aber er 
hat ſich inzwiſchen anſcheinend gewandelt. Heute iſt er 
Mitarbeiter an pol niſchen Zeitſchriften; heute ſchreibt er 
3. B. in „Kultura i Wychowanie“; heute kann der „Dziennik 
Poznanski“ (Nr. 30 vom 6. 2. 35) in der Beſprechung des 
Gottliebſchen Polenbuches u. a. feſtſtellen: een für 
Polen jo wertvolle Bud, das eine riefen». 
hafte Propagandarolle im Auslande 
ſpielen kann, verdanken wir einer Frou“. 
Aa Frau Gottlieb. Das erwähnte Poſener Blatt gibt 

„Buchbeſprechung die Ueberſchrift: „Durch eine Polin 
fen Liebe zu Polen.“ Und Gottlieb ſelber hat ſein Buch ja 
e 


ſeiner Frau gewidmet, „die ihn Polen lieben lehrte“! 


Frau Gottlieb hat ganze Arbeit geleiſtet. 


Gottlieb ſchreibt auch noch: „Als Deutſcher konnte ich 
nichts anderes tun, als meine Volkszugehörigkeit zu be⸗ 
kennen.“ Es wäre intereſſant zu erfahren, ob und in 
welcher Weiſe er ſein Bekenntnis zum Volkstum etwa durch 
praktiſche Mitarbeit in deutſchen Volkstumsorganiſationen 
beweiſt. Man kann jedenfalls feſtſtellen, daß die deutſche 
Preſſe in Polen, ſoweit ſie ſich überhaupt damit befaßt hat, 
von dem Gottliebſchen Buche abgerückt iſt. Man kann 
daraus wohl entnehmen, daß die deutſche Volksgruppe in 
Polen Profeſſor Albert alias Wojciech Gottlieb nicht zu den 
Ihren rechnet. Es muß noch einmal feſtgeſtellt werden: Das 
Buch wirkt durch ſeine Tendenz auf deutſche Leſer verletzend. 
Wiſſenſchaftlich iſt es undiskutabel. Man kann nur be— 
dauern, daß durch das Vorwort und durch die Fußnote zum 
Kapitel „Brücken“ der Name eines polniſchen Gelehrten mit 
dieſem Buche verknüpft iſt. Dr. K. 


Oſtland⸗Chronil 


Die deulſch-polniſche Annäherung 


Es vergeht in letzter Zeit kaum eine Woche, ohne daß 
Vertreter des deutſchen Geiſteslebens in Polen oder noch 
mehr Bertreter des polniſchen Geiſteslebens in Deutſchland 
N kommen. Am 14. März traf der Präſident der 

eichsſchrifttumskammer, Dr. Hans Blunck, zu einem 
mehrtägigen Beſuch in der polniſchen Hauptſtadt ein. Blunck 
las am 14. März auf einem ihm zu Ehren gegebenen 
Empfang in der deutſchen Botſchaft, an dem u. a. der Vize⸗ 
miniſter des Aeußeren, Graf Szembek, teilnahm, aus 
eigenen Werken. An den beiden folgenden Tagen wurde der 
deutſche Dichter in geſellſchaftlichen Veranſtaltungen des 
Deutſchen Klubs und der Geſellſchaft zur Förderung der 
polniſchen Kunſt im Auslande feſtlich begrüßt. 

Etwa zur gleichen Zeit veranſtaltete der Deutſche 
Auslands⸗Elub in Berlin einen deutſch⸗polniſchen 
Abend, an dem zahlreiche polniſche Gäſte teilnahmen, ſo u. a. 
der polniſche Botſchafter Lipſki, deſſen Bruder, der be⸗ 
kannte polniſche Pianiſt Jan Lipſki, der polnifche General: 
fonjul Staniewic z, Fürſt Czaxtoryſki, Jan Kie⸗ 
pura, Prof. Koczalſki und Prof. Treter. Von 
deutſcher Seite waren Vertreter verſchiedener Miniſterien, 
der Partei und ihrer Gliederungen erſchienen. Das polniſche 
Quartett Chor „Dana“, das zum erſten Male nach 
Berlin gekommen war, gab ein kleines Konzert. 

Am 21. März ſprach der Gauleiter und Oberpräſident 
von Schleſien, Wagner, im überfüllten Saal des Hotels 
„Graf Reden“ in Königshütte vor den Reichsdeutſchen 
Oſtoberſchleſiens. An der Veranſtaltung nahmen u. a. der 
NS⸗Landesleiter von Polen, Pg. Bürger⸗Warſchau, der 
deutſche Generalkonſul Noeldecke-Kattowitz und das 


unter 


Mitglied der Gemiſchten Kommiſſion für Oberſchleſien, Graf 
Matuſchka, teil. 


Hitlerjugend in Polen 


Im Rahmen der Austauſchſendungen zwi⸗ 
ſchen deutſcher und polniſcher Jugend fand 
am 24. März die erſte Sendung der Hitlerjugend im 
polniſchen Rundfunk ſtatt. Etwa 60 Jungen und Mädel der 
Spielſchar der Abteilung Rundfunk fuhren am 22. März 
Führung des Obergebietsführers Cerrf nach 
Warſchau. Die Sendung gliederte ſich in zwei Teile. Der 
erſte Teil unter dem Titel „Deutſches Land — 
Deutſches Volk“ brachte altes Volksliedgut, Lieder, die 
aus dem Erlebnis der Landſchaft und des Volkscharakters 
entſtanden ſind. Der zweite Teil unter dem Titel „Wir 
Jungen ſchreiten gläubig“ brachte national- 
ſozialiſtiſche Lieder, Sprechchöre uſw. Außer der Rundfunk⸗ 
ſendung fanden noch Kameradſchaftsabende und Empfänge 
bei den deutſchen Kolonien in Warſchau und Lodz, bei 
polniſchen Jugendverbänden und anderen Stellen ſtatt. 


Die Sendung wurde von allen polniſchen Sendern (nnd 
einer Reihe deuiſcher Sender) übernommen, oder vielmehr: 
olltee übernommen werden. Einer der polniſchen Sender 
at nicht mitgemacht, trotzdem er die Uebertragung in 
ſeinem Programm ebenſo wie die anderen polniſchen Sender 
angekündigt hatte. Der Kattowitzer Sender 
n aus, als die Uebertragung der HJ.-Lieder 
egann. Sollte damit etwa angedeutet werden, daß es 
nicht unmaßgebliche Kreiſe im Reiche Grazynſkis gibt, die 
Oſtoberſchleſien als nur bedingt zu Polen gehörig 

betrachten? i 
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„Ein Bravo dem Deulſchen Rundfunk!“ 


Am 3. März veranſtaltete der Sender Königs⸗ 
berg⸗Heilsberg eine Sendung „Polen in Lied 
und Tanz“. Die „Gazeta Olsztynska“ ſchrieb am 15. März 
darüber u. a.: „Ein Bravo dem Deutſchen Rundfunk in 
Königsberg! So verſtehe ich deutſch⸗polniſche 
Zuſammenarbeit! Wenn es noch gar nicht lange her 
iſt, daß der Königsberger Sender häufig polenfeindliche 
Sendungen (?) gab, fo hat er in letzter Zeit ſeine Richtung 
radikal geändert. Wir Polen, die wir ſolche Sendungen 
hören, freuen uns ſehr darüber; denn ſie ſind ein wichtiger 
Faktor dazu, um die breiten Volksmaſſen mit der polniſchen 
Kultur bekannt zu machen.“ Dann verfällt der Einſender, 
der ſich als „ein offener Pole aus der Allenſteiner Gegend“ 
bezeichnet, natürlich in den üblichen Ton: „Germaniſierung“ 
und dergleichen. 


Eine verſpätete Maßnahme 


Im Zuſammenhang mit der Vollſtreckung der Todes⸗ 
urteile gegen die Landesverräterinnen von Falkenhayn und 
von Natzmer hatte die Pariſer „République“ ſeinerzeit eine 

emeine Karikatur des Führers gebracht. Einige polniſche 

lätter hatten dieſe Karikatur unter dem Titel „Unter dem 
Fallbeil des Henkers“ übernommen, fo die „Polonia“, das 
Blatt Korfant 's, und der nationaldemokratiſche „Kurier 
Poznanski“. Der „Kurjler“ wurde wegen dieſer nieder⸗ 
trächtigen Verunglimpfung des deutſchen Staatsoberhauptes 
vom Poſener Kreisſtaroſten beſchlagnahmt — und zwar 
17 Tage nach Erſcheinen der betreffenden 
Nummer! Auch die „Polonia“ verfiel der Beſchlagnahme. 


Wehrhoheit und Grenzreviſion 


Der Führer und Reichskanzler beantwortete 

am 18. März, zwei Tage nach der Verkündung der all— 

emeinen Wehrpflicht, dem engliſchen Journaliſten Ward 

Price e einige Fragen. Price fragte den Führer u. a., ob 

Deutſchland ſich nach wie vor an die territorialen Be⸗ 

ſtimmungen des Verſailler Diktates halten werden. Der 
Führer antwortete darauf: 

„Durch den Akt der Wiederherſtellung der deutſchen 
Wehrhoheit iſt der Verſailler Vertrag nur in jenen Punkten 
berührt, die durch die Verweigerung der analogen Ab— 
rüſtungsverpflichtungen der anderen Staaten tatſächlich 
ohnehin ſchon längſt ihre Rechtskraft verloren haben. Die 
deutſche Regierung iſtſich klar darüber, daß 
man eine Reviſion territorialer Beſtim⸗ 
mungen internationaler Verträge nicht 
. einfeitige Maßnahmen hervorrufen 

ann.“ 


Der Rückgang der deulſchen Schulen in Oftoberſchleſien 


Das Statiſtiſche Büro der Wojewodſchaft 
in Kattowitz veröffentlicht eine Zuſammenſtellung über die 
Entwicklung des Schulweſens in der Woje⸗ 
wodſchaft im Laufe des letzten Jahrzehnts. 
Danach gab es im Jahre 1924 insgeſamt 656 Volksſchulen mit 
3791 Lehrern und 201 437 Schülern, darunter 18 Privatſchulen 
mit 118 Lehrern und 2160 Schülern. Gegenwärtig werden 
gezählt 669 Volksſchulen mit 4745 Lehrern und 201 610 Schü⸗ 
fern, worunter ſich 33 Privatſchulen mit 184 Lehrern und 5025 
Schülern befinden. Während in dem angegebenen Zeitraum die 
Zahl der Schulen mit polniſcher Unterrichtsſprache ſich von 
551 auf 591, die Zahl der Schüler in ihnen von 166 468 auf 
186 385 erhöht hat, ſind die deutſchen Schulen von 105 
mit 25 320 Schülern auf 78 mit 15225 Schülern 
gzurückgegangen. Das bedeutet, daß die Zahl der Schüler 
in den deutſchen Minderheitsſchulen ſich von 13,2 Proz. auf 
7,6 Proz. vermindert und die Zahl der Schüler in den polniſchen 
Schulen von 86,8 auf 92,4 Proz. erhöht hat. Ueber die Gründe 
dieſes Rückganges der deutſchen Schulen braucht nichts weiter 
gejagt zu werden; fie find hinreichend bekannt. 


Ein deulſches Kirchenblatt für fongreßpolen 


Die bisher nur für die Gemeinden des Bielitzer Ge⸗ 
bietes beſtunmte „Neue Evangeliſche Kirchen- 
zeitung“ hat mit dem neuen Jahrgang auch den übrigen 
Bereich der evangeliſch-augsburgiſchen Kirche in ihr Verbrei⸗ 
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Zahl von Praktikantenſtellen für ihre 


tungsgebiet hineinbezogen. Damit erhält namentlich das 
evangeliſche Deutſchtum in Lodz endlich ein eige⸗ 
nes Organ, das ſich ganz beſonders mit den Fragen des evan⸗ 
geliſchen kirchlichen Lebens auf kongreßpolniſchem Boden inner⸗ 
halb der augsburgiſchen Kirche befaſſen will. Das Blatt füllt 
eine fühlbare Lücke aus. Während der zahlenmäßig ge⸗ 
ringere polniſche Proteſtantismus allein in 
Warſchau über zwei eigene Blätter verfügt, die 
wöchentlich erſcheinen, außerdem aber noch in Teſchen, 
Uſtron, Graudenz und Kattowitz polniſche Blätter 
herausgibt, waren die deutſchen Evangeliſchenbis⸗ 
her nur aufeinige kleinere Gemeindeblätter 
angewieſen, die mehr der Erbauung gewidmet ſind, ſich aber 
mit den vielen Fragen, die gerade das deutſche kirchliche Leben 
in Kongreßpolen ſtellt, verhältnismäßig wenig beſchäftigen. Die 
„Neue Evangelische Kirchenzeitung“ gehört an und für ſich zu 
den älteſten Blättern in ganz Polen, erſcheint ſie doch bereits 
im 51. Jahrgang. Bisher wurde ſie in Bielitz herausgegeben, 
iſt aber jetzt von Lodz mit übernommen worden. Die beiden 
Herausgeber ſind Profeſſor Czerny in Bielitz und Paſtor 
Schedler in Lodz. In der erſten Nummer des neuen Jahr⸗ 
gangs wird deutlich ausgeſprochen, daß das Blatt neben allen 
kirchlichen Fragen in dieſen entſcheidungsvollen Zeiten gerade 
u die Treue zum Volkstum als fittliche Forderung verkünden 
will. f 


Polonifierungspraftifanten 


Schon im vergangenen Jahre hatten mehrere hundert 
Studenten der Hoch- und Fachſchulen Polens 
während der Semefterferien in der oſtober⸗ 
ſchleſiſchen Induſtrie praktiziert. In dieſem 
Jahre haben die polniſchen Hochſchulen eine erheblich höhere 
i ’ Hörer angefordert. 
Nicht weniger als 10 000 polniſche Studen— 
ten ſollen in dieſem Jahre während der Ferien in den Indu⸗ 
ſtriebetrieben Oſtoberſchleſiens untergebracht werden. Mit der 
Möglichkeit der Unterbringung einer ſolch großen Zahl von 
Praktikanten hat ſich kürzlich die ſogenannte „Kommiſ⸗ 
ſion für die wirtſchaftliche Vorbereitung in 
Oberſchleſien“ unter dem Vorſitz des Vizewojewoden 
Dr. Saloni und in Anweſenheit anderer Behördenvertreter 
befaßt. Die Kommiſſion ſtellte ein Programm für die Erledis 
gung der notwendigen Vorarbeiten auf. 

Es iſt erklärlich, daß die in Oberſchleſien heimatberech- 
tigten Angeſtellten der Induſtrie auf den zu erwartenden 
Maſſenandrang von Praktikanten aus den anderen Gebiets- 
teilen Polens mit lebhaftem Mißtrauen blicken. Nicht zu 
Unrecht ſehen die alteingeſeſſenen Ober⸗ 
ſchleſier in den heutigen Studenten die 
Leute, von denen ſie ſpäter aus ihren Stellen 
verdrängt werden ſollen. Für die Studenten ſoll 
das Praktizieren nicht nur eine wirtſchaftliche Vorbereitung, 
ſondern auch eine finanzielle Hilfe ſein. Sie werden für ihre 
Tätigkeit bezahlt. Das bedeutet für die betreffenden Induſtrie⸗ 
betriebe natürlich eine Mehrbelaſtung und damit zugleich auch 
die Verſuchung, ganz oder wenigſtens vor⸗ 
übergehend Arbeiter zu entlaſſen. Wenn man 
bedenkt, daß die oſtoberſchleſiſche Induſtrie zur Zeit nur etwa 
85 000 Arbeiter beſchäftigt, und auch dieſe zum großen Teil 
nur in Kurzarbeit, dann kann man ſich von den ſchädlichen 
Einwirkungen des Maſſenandrangs von Praktikanten auf den 
oſtoberſchleſiſchen Arbeitsmarkt eine ungefähre Vorſtellung 
machen. Und wenn man weiter an die allgemeine Not der 
geiſtigen Arbeiter in Polen denkt, dann iſt man ſich von vorn⸗ 
herein darüber im klaren, daß das Praktizieren 
während der Hochſchulferien nur ein vor⸗ 
bereitender Schritt für die ſpätere Anſtel⸗ 
lung in Oſtoberſchleſien iſt. 


Minderheitenſchuhverkrag bleibt in Kraft 


Auf eine Anfrage im engliſchen Unterhaus erklärte 
der Lordſiegelbewahrer Eden, daß durch die Aufkündigung 
der polniſchen Mitarbeit an der Durchführung des Minder⸗ 
heitenſchutzabkommens das Minderheiten verfahren 
nicht berührt ſei, ſondern weiter in Kraft bleibe; es könne 
nicht durch eine einſeitige Aktion eines Staates geändert wer⸗ 
den. Es ſei Sache des Völkerbundsrates, die entſtandenen 
Schwierigkeiten zu beheben. 


Jenſur früher und _heufe 


Im Warſchauer Senat hat ſich der zum Klub der Volks⸗ 
partei gehörende Senator 1 lest aus Graudenz bitter 
über die behördlichen Beſchränkungen beklagt, denen die 
Preſſe in Polen ausgeſetzt iſt. „Die Zenſur“, ſo ſagte 
er u. a., „die gegenwärtigim ehemals preußi⸗ 
ſchen Teilgebiet angewandt wird, erregt 
um ſo mehr Verdruß, als es in dieſem Gebiet, 
die Kriegszeit ausgenommen, ntemals eine Zenfur 
gegeben hat. Die ‚Gazeta Grudziondzka' Riffen auch 
vor dem Kriege und erfüllte rühmlich ihre Miſſion. Sie 
lehrte das polniſche Volk leſen, und das bedeutete, daß ſie es 
ein freies Polen zu erſehnen lehrte. Ind eutſcher 
Zeit hatte das Blatt keinen einzigen Fall 
einer Präventiobeſchlagnahme zu Der- 
zeichnen, während heute 150 ſolcher Fälle 
vorliegen. Und doch war damals dasſelbe Preſſegeſetz 
in Kraft, das auch heute noch in unſerer Heimat gilt. Nur 
war man damals nicht der Anſicht, daß es zu Beſchlag⸗ 
nahmen berechtigt. Zur Zeit des Krieges gab es eine 
Zenſur, doch der zur Zenſur geſandte Abzug wurde nach 
einer Stunde der Redaktion zurückgeſandt, worauf der etwa 
beanſtandete Abſatz weggelaſſen wurde und das übrige er⸗ 
ſcheinen konnte. Was geſchieht aber heute? Obzwar es 
keinen inneren Krieg gibt, wartet die Redaktion manchmal 
48 Stunden, bis ſie erfährt, was beſchlagnahmt worden iſt. 
In dieſer Verzögerung ſteckt eine gewiſſe Berechnung, daß 
das Blatt trotzdem erſcheinen werde, und daß man dann die 
ganze Auflage auf dem Wagen oder auf der Poſt kon⸗ 
fiszieren könne. Zu deutſcher Zeit hat man nie 
auf der Poſt konfisziert. Dieſe Arbeit wurde vom 
Nachfolger des unvergeßlichen Wojewoden Mlodzianowſki, 
einem Wojewoden unwahrſcheinlicher Art, einem gewiſſen 
Lamot, begonnen, und dieſe Arbeit wird vom jetzigen 
Wojewoden (Kirtiklis) fortgeführt, der angeblich von 
der Wilnger Gendarmerie herkommt, und unter deſſen 
Regime daher die Zenſur die größten Orgien feiert. Als die 
Verfolgungsorgien begannen, ſagte ich: Ihr könnt mich ver⸗ 
nichten. Ich ziehe es vor, unter den Trümmern der Arbeit 
meines ganzen Lebens umzukommen, als nach Art eines 
eſchlagenen Köters zu Füßen zu kriechen. Ich ziehe es vor, 
n Not zu leben, als irgendwelche Beziehungen zum Lager 
des freu igen Schaffens (gemeint iſt das Regierungslager) 
de haben. Dieſes Zerſtörungswerk wird ein neues Denkmal 
r Schmach für das Regierungslager ſein.“ a 
Soweit der Senator Kulerſki. An dieſer Stelle ſeiner 
recht intereſſanten Rede wurde er vom Senats⸗ 
marſchall unterbrochen. Was er über den Unter⸗ 
ſchied der Zenſurmethoden früher und heute geſagt hat, 
verdient feſtgehalten zu werden. 


Gaunertrick mit dem Namen Hindenburgs 

Das Opfer eines geriſſenen Betrügers ſind zahlreiche 
a Deutfche geworden. In verſchiedenen Ortſchaften 
Poſens tauchte vor einigen Wochen ein Mann auf, der vor⸗ 
gab, der verſtorbene Reichspräſident von Hindenburg, 
der bekanntlich in Poſen geboren wurde, Poſer vor ſeinem 
Tode einen Teil ſeines Vermögens den in Poſen wohnenden 
Deutſchen vermacht. Für zwei Zloty oder auch mehr ver⸗ 
kaufte der Schwindler den angeblichen Erbſchaftsanwärtern 
Quittungen, die ſie berechtigen ſollten, den auf ſie ent⸗ 
fallenden Erbteil zu erheben. Mehrere hundert Perſonen 
erſchienen denn auch an einem beſtimmten Tage vor dem 
deutſchen Generalkonſulat in Poſen, um ihre Forderungen 
zu erheben. Nur mit vieler Mühe gelang es, den Irrtum 
aufzuklären und die erregte Menge zu beſchwichtigen. 


Vieſner — 1. Bizebürgermeifter von Bielitz 


Die deutſchen Parteien hatten gegen die Wahlen zum 
Bielitzer Gemeinderat in einer Beſchwerde, in der 
eine ganze Reihe von Wahlmißbräuchen der polniſchen Regie⸗ 
rungspartei feſtgeſtellt worden waren, Einſpruch erhoben. Nach⸗ 
dem der Wahlproteſt von der Wojewodſchafts behörde abge⸗ 
lehnt worden war und auch bei der nächſten Inſtanz, beim 
Warſchauer Innenminiſterium, kein Eingehen auf die deutſche 
Veſchwerde zu erwarten war, haben die deutichen Parteien auf 
eine weitere Verfolgung der Angelegenheit verzichtet. Darauf⸗ 
hin trat am 18. März der Gemeinderat zu feiner konſtituieren⸗ 
den Sitzung zuſammen. In dieſer Sitzung wurde der bisherige 


Regierungskommiſſar Dr. Przybyla zum Bürgermeiſter 
Fee Die deutſchen Parteien, die über ein 
rittel der Gemeinderatsſitze einehmen, 
machten von ihrem Recht, den 1. Vizebürger⸗ 
meiſter aus ihrer Mitte zu wählen, Gebrauch. 
Sie traten hierbei als geſchloſſene Wahlgruppe auf und wäh: en 
den Landesführer der Jungdeutſchen Partei, Ing. Wieſner, 
zum 1. Bigebürgermeifter. 
Der Fall Soenke 


Am 24. November v. Is. wurde der Danziger Staats⸗ 
angehörige Kurt Soenke aus Simonsdorf beim Ueber⸗ 
ſchreiten der Danzig⸗polniſchen Grenze bei Dirſchau ver⸗ 
haftet. Am 11. März wurde er nun zu fünf Jahren 
Zuchthaus verurteilt. Ueber den Grund der Ver⸗ 
haftung hat die diplomatiſche Vertretung Polens in Danzig 
trotz 1 Anfragen von ſeiten des Senates jede 
Auskunft verweigert. Es iſt dies ein Verfahren, 
das bei den Behörden und Vertretungen e 
Staaten nicht üblich iſt. Der natlonalſozialiſtiſche „Dane 
ziger Vorpoſten“ bemerkt zu dem Fall Soenke: 
„Wenn wir vergleichen, in welchem Maße die Regierung 
der Freien Stadt Danzig Entgegenkommen zeigte, wenn 
Angehörige der polniſchen Nationalität wirkliche Delikte be⸗ 
gangen hatten, und wie ungerechtfertigt das Verhalten 
polniſcher Stellen in dieſem Falle iſt, ſo jeden wir uns 
genötigt, darauf hinzuweiſen, daß ſolche Angelegenheiten 
ſich auf die Stimmung der Danziger Bevölkerung aus⸗ 
wirken, was Polen nicht gleichgültig ſein kann.“ 


Neue Bildungsanſtalt in Frankfurt (Oder) 


Die mittlere Oſtmark iſt noch arm an kulturellen Ein⸗ 
richtungen. In der Zeit vor dem Kriege erſtreckte ſich die 
ſtaatliche Grenzfürſorge nur auf die unmittelbaren Grenz⸗ 
gebiete, die heutige mittlere Oſtmark lag damals vernach⸗ 
läſſigt zwiſchen den unmittelbaren Grenzgebieten und Berlin 
Nach dem Weltkriege hat ſich hierin bisher leider nur weng 
geändert. Erſt die nationalſozialiſtiſche Regierung erfüllte 
durch Reichsminiſter Ruſt einen alten Wunſch der Oſt⸗ 
märker. Der Miniſter hat die Errichtung einer 
neuen oſtmärkiſchen Bildungsanſtalt für 
praktiſche Frauenberufe, einer Frauvenſchule 
neuen Typs, genehmigt. Dieſe Schulart, die in Ver⸗ 
bindung mit der Staatlichen Heinrich⸗von⸗ 
Kleiſt⸗Schulein Frankfurt (Oder) errichtet wird, 
erfüllt in dreijährigem Lehrgang alle Forderungen hinſicht⸗ 
lich der Ausbildung für das praktiſche Können; ſie führt zur 
praktiſchen Reifeprüfung. Dieſes Abiturium ber» 
A Eintrittindiefjozialen,pflege 
riſchen Berufe und berechtigt auch — das ilt 
beſonders wichtig — zur Aufnahme in die Hoch⸗ 
ſchulen für Lehrerbildung. Damit erhält dieſe 
Schule eine ausgeſprochene landſchaftliche Bedeutung für 
den geſamten mittleren deutſchen Oſten. Die Mädchen 
brauchen nun nicht mehr in landſchaftlich fremden Schulen 
und Hochſchulen ihre Ausbildung zu ſuchen, ſie finden in der 
eigenen Landſchaft eine heimatgebundene Bildungs» 
möglichkeit. f 

Es können in die dreijährige Frauenſchule nicht nur 
Schülerinnen des Lyzeums oder einer Stu⸗ 
dienanſtalt mit Oberſekundareife ein⸗ 
treten, ſondern auch Mittelſchülerinnen, 
ſoweit fie die Befähigung nachweiſen. Der Befähigungs⸗ 
nachweis -foll nicht durch eine Prüfung erbracht werden, 
nen wird abhängig gemacht von einer vierwöchigen 

ewährung. Damit iſt auch den Städten und Kreiſen des 
mittleren deutſchen Oſtens, die keine höhere Mädchenſchule 
beſitzen, Gelegenheit geboten, für ihre Mädchen eine gute 
praktiſche Ausbildungsmöglichkeit zu erhalten. Zu Oſtern 
wird in Verbindung mit der Staatlichen Heinrich-von⸗Kleiſt⸗ 
Schule die Anfangsklaſſe errichtet werden. Anmeldungen 

0 Beſuch nimmt die Leitung der Heinrich-von⸗Kleiſt⸗ 

chule in Frankfurt (Oder) entgegen. 


Neue polniſche Nationalhymne 
Die Polniſche Literaturakademie hat die Veranſtaltung 
eines Preisausſchreibens für einen neuen Text der polniſchen 


Nationalhymne beſchloſſen. Die Anregung hierzu geht vom 


„Express Poranny“ aus, der einen Preis von 2500 Zloty 
geſtiftet hat. 
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Die neue Verfaſſung — Kampfanſage an die Oppofition 


Die neue Verfaſſung, deren Entwurf ſeit Jahren die 
polniſche Oeffentlichkeit beſchäftigte und mehrfach abgeändert 
werden mußte, iſt am 26. März endlich vom Sejm be⸗ 
ſchloſſen worden. Nachdem der Senat am 16. Januar d. Is. 
den Entwurf mit einigen Abänderungen beſtätigt hatte, 
konnte die Verabſchiedung durch den Sejm keine beſonderen 
Schwierigkeiten mehr bereiten, da ſich die Regierung auf den 
Standpunkt ſtellte, daß der Sejm nur noch mit einer / 0⸗ 
Mehrheit darüber zu beſchließen habe. Bei der namentlichen 
Abſtimmung wurden 399 Stimmzettel abgegeben. 260 Ab⸗ 
geordnete ſtimmten für und 139 gegen die neue Verfaſſung. 
Die Abgeordneten der nationalen Minderheiten nahmen an 
der Abſtimmung nicht teil. Die Verfaſſung bedarf noch einer 
Ergänzung durch die Wahlgeſetze zu Sejm und Senat, die 
vorausſichtlich in einigen Monaten beſchloſſen werden. Wie 
dieſe Geſetze ausſehen werden, iſt noch nicht klar. Sicher iſt 
nur, daß in den Wahlgeſetzen der beſonders heftig um⸗ 
ſtrittene Gedanke der Legion der Verdienſtvollen auf irgend⸗ 
eine Weiſe verwirklicht werden wird. ö 

In der offiziöſen „Gazeta Polska“ leitete Oberſt 
Matuſzewſki das Inkrafttreten der neuen Verfaſſung 
mit einem bemerkenswerten Artikel ein, der eine ſchroffe 
und endgültige Abſage an die Oppoſitions⸗ 
parteien enthielt. Es heißt in dieſem Artikel u. a.: „Der 
Tag des Beſchluſſes der neuen Verfaſſung wird ein großer 
Tag ſein. Er wird nicht allein das Ende der am 12. Mai 
1926 begonnenen Periode, ſondern zugleich den Anfang 
einer neuen Periode bedeuten, einer ſchwierigen und viel⸗ 
leicht wichtigeren Periode ... Wie diejenigen im Irrtum 
befangen waren, welche glaubten, die neue Verfaſſung werde 
nicht beſchloſſen werden, ſo irren auch diejenigen, die der 
Meinung find, daß die Verabſchiedung der Verfaſſung nichts 
ändern werde... Es wird ſich nämlich viel ändern. 
Aendern muß ſich vor allem die innere 
Struktur des politiſchen Lebens, das ſich 
immer noch nach dem Schema der Parteien, nicht nach dem 
der Menſchen, nach Zahlen, nicht aber nach Perſönlichkeiten, 


nach kräftigen Schnauzen, nicht aber nach ſtarken Charak⸗ 
teren, nach den Verdienſten in der Partei, nicht aber nach 
den Verdienſten um die Gemeinſchaft geſtaltet. Das iſt nur 
eines, nicht einmal das wichtigſte Beiſpiel dafür, daß der 
Tag des Beſchluſſes der neuen Verfaſſung nicht nur der Tag 
ſein wird, an dem der Sarg mit dem Polen der Ver- 
gangenheit, mit dem anarchiſchen Polen, dem 
Polen der Landtage und des liberum veto, der Frak⸗ 
tionen und der goldenen Freiheit, der Geſchwätzig⸗ 
keit und der Strafloſigkeit, der Stimmenwerbung durch 
Schmeichelei und Beſtechung, des patriotiſchen Maul⸗ 
heldentums und der fremden Agenturen, der 
Sejmherrſchaft und der Ohnmacht zugeſchlagen wird, — 
ſondern auch der Tag des Eintritts in das neue Leben, in 
ein Leben, das erſt noch zu ſchaffen und nicht nur zu 
ſchaffen, ſondern durch bewußte Anſtrengung in die neue 
Tradition Polens umzuwandeln ſein wird.“ 

Oberſt Matuſzewſki ſchließt feinen Artikel mit folgenden 
Worten: „Bevor die neue Verfaſſung ins Leben getreten 
iſt, werden bereits diejenigen, die im neuen Leben keinen 
Platz mehr finden werden, über ſich ſelbſt das Urteil gefällt 
haben. Im Augenblick der Abſtimmung wird 
die Tür, durch die die gegen die Verfaſſung 
Stimmenden hinausgehen werden, nicht in 
die Wandelgänge führen, nicht zum Sejm⸗ 
büfett, nicht ins alte Leben. Dieſe Tür wird 
ins politiſche Nichtſein führen. Wer durch ſie 
hinausgehen wird, wird aus dem Leben — in der unwieder⸗ 
eee Vergangenheit verſchwinden.“ N 

Dieſe Worte find deutlich. Pſychologiſch waren fie viel» 
leicht darauf berechnet, dieſen oder jenen der oppoſitionellen 
Abgeordneten noch im letzten Augenblick dazu zu veranlaſſen, 
ſeine Stimme für die e Praktiſch be⸗ 
deuteten ſie, daß die neue ahlordnung ſo ſein 
wird, daß keiner der alten oppoſitionellen Abgeordneten 
mehr die Ausſicht haben wird, ins Parlament gewählt zu 
werden und irgendeine politiſche Rolle zu ſpielen. 


„Wind vom Meer“ 


Die „Kattowitzer Zeitung“ berichtete in ihrer Nummer 
vom 20. März über die Aufführung eines deutſch⸗ 
feindlichen Hetzfilms in einem Kattowitzer 
Lichtſpieltheater. Bekannte (freilich nur in Polen be⸗ 
kannte) Schauſpieler haben ſich für dieſen unter dem Titel 
„Wiatr od mor za“ („Wind vom Meer“) laufenden 
Film zur Verfügung geſtellt. Es handelt ſich allerdings um ein 
älteres Erzeugnis der polniſchen Filminduſtrie; immerhin 
bleibt die Tatſache beſtehen, daß er noch heute in Polen, und 
dazu noch in einer Wojewodſchaftshauptſtadt, aufgeführt wird. 
Die „Kattowitzer Zeitung“ ſchreibt in ihrem Bericht: N 

„Ein Stummfilm — man kann ruhig jagen: Gott fei Dankl 
— mit einer ſchlecht zuſammengeſtellten muſikaliſchen Unter⸗ 
malung, alles reichlich primitiv und ſehr niveaulos. Dafür 
aber übelſte Tendenzmache. Natürlich gegen die Deutſchen. 
Gegen wen denn ſonſt! Aber — und das iſt peinlich — bei 
einigem Nachdenken drängt ſich einem die Empfindung auf, 
e die Polen dort nicht von ihrer beſten Seite gezeigt 
werden. 

„Zeit: Kurz vor a des Weltkrieges; Ort: Irgendwo 
an der Oſtſee, in einem Lande, das den Polen von den Kreuz⸗ 
rittern geſtohlen wurde. Perſonen: Ein alter deutſcher Graf, 
ſeine beiden Enkel, zwei deutſche Seeoffiziere, eine junge Polin 
und einige andere. Mit den beiden Enkeln iſt das ſo: bei dem 
jüngeren kommt das Blut ſeiner polniſchen Mutter mehr zum 
Durchbruch, er iſt ſehr elegant und geſchmeidig und trägt das 
Haar nett gewellt. Der andere hat einen knappen Scheitel, 
einen barbariſchen Durchzieher im Geſicht und natürlich ein 
Einglas — das iſt der Deutſche. Eins haben fie gemeinſam, fie 
lieben beide dieſelbe Frau. 

„Mit viel Gemeinheit — er verleumdet den jüngeren 
Bruder — weiß der Monokelmann die Frau für ſich zu 

ewinnen. Und dann geht es flott weiter: Kriegsausbruch. 
ilhelm II. Aufruf An mein Volk (Großaufnahme). Freude 
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im Grafenſchloß mit Sekt und Trinkſpruch zum Bismarckbild 
(Großaufnahme). Murren im Volk — ein wütend grober 


Dorfpoliziſt mit Pickelhaube und geſträubten Schnurrbart⸗ 


ſpitzen, der die Leute in den Krieg treiben muß. Im Schloß 
gibt es inzwiſchen eine Kriegstrauung, und gleich nachher merkt 
die junge Frau plötzlich, daß ſie nicht zu ihrem Manne, über⸗ 
haupt nicht zu den Deutſchen paßt. 

„Vier Jahre Krieg werden kühn überſprungen. Man be⸗ 
gnügt ſich billig damit, anzudeuten, wie ein gemeiner deutſcher 
Gutsinſpektor das Volk ſchikaniert und wehrloſe Frauen bru⸗ 
taliſiert; und wie die ſchöne junge Gräfin den Dorfkindern 
beibringt, daß die Scholle, auf der ſie leben, geſtohlen ſei 
und daß ſie bald wieder polniſches Land werden würde. 

„Dann eine Szene in irgendeinem deutſchen Generalſtab. 
Man legt den hohen deutſchen Offizieren Worte in den Mund 
wie Wir find beſiegt' oder ‚Deutichland iſt geſchlagen'. 
Und während nach dem Text die Auflöſung da iſt, 
verſieht in der Oſtſee ein U-Boot ſeinen ſchweren 
Dienſt. Den Befehl führt der ältere Bruder, der 
jüngere iſt fein Offizier. Ein Dampfer kommt in Sicht und 
wird von den Deutſchen unbarmherzig torpediert, nachdem 
nur unmittelbar vorher ein Warnungsſchuß abgegeben 
worden war. Kommt ein feindliches Flugzeug (1918 in der 
Oſtſee?) wird ſchnell getaucht. Oh, wie feig! Aber dann kommt 
wieder ein Dampfer ins Sehfeld. Der muß natürlich ohne 
Warnung torpediert werden. Was ſollten die barbariſchen 
Deutſchen denn ſonſt tun! Aber da kommen dem jüngeren 
Bruder Bedenken, er will ſich auflehnen. Und die Mannſchaft 
iſt mit ihm, die meuternden Matroſen zuſammen mit dem 
Grafenſohn gegen deſſen Bruder! Und der Jüngere muß ſich 
belehren laſſen, daß ein deutſcher Offizier ſeine Befehle aus⸗ 
führt bis zum letzten Atemzuge. Mit der Waffe in der Hand 
ſchafft ſich der Kommandant Reſpekt, aber wie der Torpedo 
abgeſchoſſen werden ſoll, gibt in ſeiner Barmherzigkeit der 


andere dem Boot eine Wendung und man fikt feſt. Die Meute 
will ſich auf ihn ſtürzen, aber der Kommandant ſetzt ſich für 
ſeinen Bruder ein und bezahlt das mit dem Leben. 

„Auf dem Grafenſchloß wüten inzwiſchen betrunkene 
deutſche Offiziere (). Bis der Ueberlebende gerade noch zur 
rechten Zeit kommt, um die Schwägerin aus den Händen 
einer betrunkenen Soldateska zu retten. Und dann ſieht er 
ein, daß er gegen das Volk ſeiner Mutter, das ja auch das 
Volk ſeiner Geliebten iſt, nicht kämpfen kann. Das Blut ſeiner 


Mutter in ihm hat endlich doch geſiegt, er hat die deutſche 
Offiziersuniform von ſich geworfen.“ 

„Man erinnert ſich, wenn man dieſen Bericht über den 
ſpezifiſch polniſchen „Wind vom Meere“ lieſt, an ein Wort 
des Marſchalls Pilſudfſki, das lautet: „Der Verleum⸗ 
dung als einer politiſchen Methode entgegenzuwirken, iſt eine 
unſerer ſchwierigſten völkiſchen Aufgaben, iſt eine große 
Sache, zu der ſich Polen aufraffen muß, wenn es eine große 
Kraft ſein will.“ 


Ein mißglückter Putſchverſuch in Eftland | 


Wir haben unfere Leſer wiederholt darauf hingewieſen, 
daß die Stellung der Regierung Päts⸗Laidoner in 
Eſtland keineswegs ſo feſt iſt, wie die eſtniſche regierungs⸗ 
reundliche Preſſe und die Anhänger des im Lande herr⸗ 
ſchenden Syſtems das wahrhaben wollen. Wir haben 
mehrfach feſtgeſtellt, daß die i Lage Eſtlands 
weit davon entfernt iſt, konſolidiert zu ſein, daß unter der 
vom autoritären Regime erzwungenen äußerlichen Ruhe 
und Ordnung Kräfte am Werke ſind, die einen Wechſel in 
der Staatsführung herbeiführen wollen. Wir haben endlich 
nach der im November des Vorjahres erfolgten Flucht des 
Führers der unterdrückten Freiheitskämpferbewegung, 
Sirk, aus dem Revaler Gefängnis die Vermutung 
ausgeſprochen, daß nunmehr mit einer lebhafteren Tätigkeit 
der damals bereits illegalen Bewegung zu rechnen ſei. 

Es liegt in der Natur der Dinge, daß politiſche Vor⸗ 
gänge, die in irgendeiner Hinſicht geeignet wären, eine der⸗ 
artige Aktivierung der in die Illegalität gedrängten Be⸗ 
wegung zu beſtätigen, niemals den Weg in die eſtländiſche 
Preſſe gefunden haben. Es mußte erſt zu einem Ereignis 
von größerem Ausmaß kommen, das nicht totgeſchwiegen 
werden konnte, um dieſe Zone des Schweigens zu unter⸗ 
brechen. Das iſt nun geſchehen. Nur für einen kurzen 
Augenblick allerdings, doch genügte dieſer vollkommen, um 
das Land und die am Schickſal des Landes insbeſondere 
intereſſierten Nachbarländer aufhorchen zu laſſen. Am 

März d. Js. geb die eftländifche Regierung amtlich 
bekannt, daß die Vorbereitungen zu einem Freiheits⸗ 
tämpferputſch aufgedeckt ſeien und die Behörden 
energiſch durchgegriffen hätten, um biefen Putſchverſuch im 
Keime zu eritiden. Die amtliche Verlautbarung hatte 
folgenden Inhalt: ö 

„In der letzten Zeit hatte die Polizei Grund zu der 
Annahme, daß ein Teil der Anhänger der verbotenen, von 
General Larka und Rechtsanwalt Sirk en Be⸗ 
wegung eine illegale Organiſation ins Leben gerufen hätten 
mit dem Zweck, zu einem geeigneten Zeitpunkt eine 
Aktion zum gewaltſamen Umſturz der be⸗ 
ſtehenden Staatsordnung durchzuführen. An⸗ 
gaben hierüber wurden der Polizei u. a. auch von einigen 
ehemaligen führenden Mitgliedern der verbotenen Be— 
wegung gemacht. Auf Grund des ſo gewonnenen 
Materials leitete die Polizei dieſer Tage eine Unterſuchung 
ein. Das Ergebnis war, daß die Bewegung inzwiſchen in 
mehrere Gruppen und Strömungen zer⸗ 
fallen war, die ſich gegenſeitig bekämpften, und von denen 
jede ihre eigenen Sonderzwecke e Auf die inneren 
Auseinanderſetzungen iſt es nach Auffaſſung der Behörde 
zurückzuführen, daß die Führer der einen Gruppe die andere 
Gruppe der Polizei verraten haben. Als die Bewegung 
noch legal war, waren die Mitglieder zum Teil in Gliede⸗ 
rungen militäriſchen Charakters eee e Nach 
dem Verbot ſind einige dieſer Gliederungen wiederaufgeſtellt 
worden. Die Befehle und Richtlinien hierzu gingen von 
einer illegalen Zentralſtelle aus, die von ehemaligen 
Führern der verbotenen Bewegung gebildet wurde. ie 
Organiſation von militärähnlichen Verbänden wurde ſeitens 
der Leitung mit der Notwendigkeit begründet, die Anhänger 
der Bewegung in geſchloſſenen Formationen für eine 
etwaige Aktion bereitzuhalten. Die Verbände waren nach 
den einzelnen Landesteilen gegliedert, genau wie vor dem 
Verbot der Bewegung. Aus ſedem geſchloſſenen Verbande 
wurden Sondergruppen ausgeſchieden, die für den 
unmittelbaren Einſatz bei einem Umſturzverſuch beſtimmt 
waren. Es beſtand die Abſicht, während des Kampfes um 
die Machtergreifung vor Attentaten gegen führende Ber- 


ſönlichkeiten der Staatsregierung keineswegs zurück⸗ 
zuſchrecken. Die Aktiviſten bildeten den zur Tat drängenden 
Kern der Organiſation. Sie waren mit dem langſamen 
Verlauf der von der illegalen Zentralleitung unter— 
nommenen Aufſtellung geſchloſſener Formationen nicht ein⸗ 
verſtanden und verlangten ein energiſches Vorgehen. Nach 
bisher vorhandenen Angaben haben Aktiviſtengruppen in 
Reval und in Dorpat beſtanden. Der Erfolg ihrer Wirkſam⸗ 
keit war jedoch nur gering. In der allerletzten Zeit haben 
die Aktiviſten damit begonnen, ſich mit Waffen, in erſter 
Linie mit Handgranaten, zu verſehen.“ Uſw. 

‚ Diefe amtliche Veröffentlichung erfolgte am 9. März. 
Seitdem wird man in den Spalten der eſtländiſchen Preſſe 
vergeblich nach weiteren Meldungen über den unterdrückten 
Putſch und das Schickſal der Verhafteten ſuchen. Es herrſcht 
wiederum undurchdringliches Schweigen. Was hat ſich nun 
in Eſtland abgeſpielt? Der amtliche Polizeibericht zeigt 
offenſichtlich das Beſtreben, die ganze Angelegenheit mög⸗ 
lichſt zu bagatelliſieren. Ferner wird die im Lager der 
Freiheitskämpfer angeblich beſtehende Spaltung ſtark in den 
Vordergrund gerückt. Ja, die Polizeimeldung ſtellt ſogar 
die Beyauptung auf, daß die Aufdeckung der Putſch⸗ 
vorbereitungen urch Verrat aus den eigenen Reihen der 
Freiheitskämpfer ermöglicht wurde. Wenn auch die 
Illegalität einer Bewegung erwieſenermaßen einen außer⸗ 
ordentlich günſtigen Nährboden für allerhand Sonder— 
beſtrebungen und Zerfallserſcheinungen abgibt, ſo muß 
dennoch in dieſem Zuſammenhang daran erinnert werden, 
daß die geheimen Staatspolizeien der öſtlichen Nandſtaaten 
ſamt und ſonders als Nachfolgeorganiſationen der Geheim⸗ 
polizei und Gendarmerie des ruſſiſchen Zarismus anzuſehen 
ſind. Dieſe Behörden ſind von Männern aufgebaut, die einſt 
in kaiſerlich-ruſſiſchen Dienſten geſtanden haben und daher 
mit Tradition und Methoden des ruſſiſchen Polizeidienſtes 
beſtens vertraut find. Man muß ſich hierbei vergegen⸗ 
wärtigen, daß Spitzeltum und Provokation im alten Ruß⸗ 
land zu den gebräuchlichſten Kampfmitteln gegen 
regierungsfeindliche politiſche Strömungen gehörten. 

Die amtlichen Mitteilungen über die verzweigte und 
reich gegliederte Organifation, über geſchloſſene Verbände, 
über Aktiviſtengruppen, die mit Waffen und insbeſondere 
Handgranaten verſehen ſind, läßt darauf ſchließen, daß es 
ſich hier um etwas mehr handelt, als um einen toll⸗ 
kühnen Ausbruch einiger politiſcher Wirrköpfe. Das be⸗ 
ſtätigt auch der Hinweis auf die im Lande vorhandene 
illegale Zentralleitung der Bewegung. Es liegt Grund zu 
der Annahme vor, daß die Polizeiaktion ein Fehlſchlag war, 
und daß die überwiegende Mehrheit der Aktiviſten es ver⸗ 
ſtanden hat, ſich und ihre Ausrüſtung dem polizeilichen 
Zugriff zu entziehen. Von einer endgültigen 
Unterdrückung der Bewegung durch di 
Polizeiaktion vom 9. März kann kaum die 
Rede fein, und die beſtehende eſtländiſche 
Staatsgewalt ift vor unliebſamen Ueber⸗ 
raſchungen auch in Zukunft keineswegs 
ſicher. Rbs. 


„Zeiffchrift für offeuropäliches Recht“ 
In einem Bericht über das Oſteuropa⸗Inſtitut in Breslau 
(„Oſtland“ Nr. 5, Seite 56) iſt verſehentlich die Rede davon ge⸗ 
weſen, daß die Rechtsabteilung des Inſtitutes die „Zeitſchrift 
für Oſtrecht“ herausgebe. Es muß heißen „Zeitſchrift für 
oſteuropäiſches Recht“. Dieſe letztere Zeitſchrift hat 
weder personell noch hinſichtlich ihrer grundfäglichen Einſtellung 
mit der „Zeitſchrift für Oſtrecht“, die ihr Erſcheinen eingeſtellt 
hat, etwas zu tun. 
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Das Inſtitut für Ofteuropäiſche Wirtſchaft 


An der Königsberger Univerſität beſtand ſchon während 
des Weltkrieges eine wiſſenſchaftliche Forſchungsſtelle für 
die oſtdeutſchen Fragen, das Inſtitut für Oſtdeutſche Wirt⸗ 
ſchaft. Nach Abſchluß des Weltkrieges wurde es natur⸗ 
gemäß beſondere Aufgabe dieſes Inſtitutes, die wirtſchaft⸗ 
lichen Folgen der. Verſailler Grenzziehung für den deutſchen 
Oſten wiſſenſchaftlich zu unterſuchen, und im Zuſammen⸗ 
hang damit, ſich auch mit der wirtſchaftlichen Struktur und 
der Wirtſchaftsentwicklung der Deutſchland benachbarten 
Staaten des Baltikums und Polens zu beſchäftigen. Aus 
dieſem Auslandsreferat des Inſtituts für Oſtdeutſche Wirt⸗ 
ſchaft iſt dann im vergangenen Jahre mit der Neuregelung 
und Aufgliederung des Inſtituts So. Oſtdeutſche Wirtſchaft 
eine eigene wiſſenſchaftliche orſchungsſtelle heraus- 
gewachſen: das Inſtitut für Oſteuropäiſche 
Wirtſchaft am Staatswiſſenſchaftlichen In⸗ 
ſtitut der Albertus⸗Univerſität. Das Inſtitut, 
umfaßt drei e die polniſche Abteilung, die 
Abteilung für die baltiſchen Staaten und die ruf: 
ſiſche Abteilung. . 
Ziel der Arbeiten des Inſtituts für Oſt⸗ 
europäiſche Wirtſchaft iſt einmal, den Studierenden an der 
Reichsuniverſität Königsberg die Möglichkeit zu geben, die 
oſteuropäiſchen Wirtſchaftsfragen und mit ihnen im Zu⸗ 
ſammenhang auch die politiſchen Probleme des Oſtens 
kennen zu lernen und wirtſchaftlich zu durchdringen. Der 
Charakter des Inſtituts als Lehrſtelle wird insbeſondere 
dadurch geſichert, daß der Direktor des Inſtituts, Profeſſor 
Dr. Oberländer, und ſeine wiſſenſchaftlichen Mit⸗ 
arbeiter in den Lehrbetrieb der Königsberger Univerſität, 
insbeſondere für oſtwirtſchaftliche Fragen, eingeſchaltet ſind. 
Ueberdies iſt das Inſtitut Zentralſtelle für wiſſen⸗ 
ſchaftliche Exkurſionen ſolcher Studierenden, die 
ſich intenſiv für die wirtſchaftlichen Probleme der oſt— 
deutſchen Nachbarſtaaten intereſſieren. So iſt kürzlich eine 
erfolgreiche Exkurſion nach Danzig und Gdingen vom In— 
ſind durchgeführt worden, und für das Sommer-Semefter 
ind mehrere Exkurſionen nach Polen in Ausſicht genommen. 

Mindeſtens ebenſo bedeutungsvoll wie dieſe Lehrtätig— 
keit iſt die wiſſenſchaftliche Forſchungs⸗ 
arbeit, die in recht beträchtlichem Umfange bereits ein— 
Bee worden ift. Ziel diefer Arbeit foll fein, auf Grund 
er im Inſtitut vorhandenen und hier laufend geſammelten 
Materialien über beſonders weſentliche oſtwirtſchaftliche 
Fragen wiſſenſchaftlich notwendige Unterſuchungen an⸗ 
zuſtellen. Als die beiden erſten Veröffentlichungen der 
Schriftenreihe des Inſtituts für Oſteuropäiſche Wirtſchaft 
ſind im Verlage Volk und Reich, Berlin, zwei Bücher 
herausgekommen, von denen das eine von Dr. Karl Mainz 
die Entwicklung des polniſchen Außenhandels, das andere 
von Dr. Seraphim die Handelspolitik Polens zum 
Gegenſtand hat. Eine Reihe weiterer Editionen wird im 
Laufe dieſes Jahres folgen. 

Außer dieſer Editionstätigkeit hat das Inſtitut für Oſt⸗ 
europäiſche Wirtſchaft aber beſonderen Wert darauf gelegt, 
auch materialmäßig Zentralſtelle wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Forſchungsarbeit auf wirtſchaft⸗ 


lichem Gebiet, insbeſondere für Polen und die baltiſchen 


Ein ſanfter Tod erlöſte am 26. März unſere geliebte 
Mutter, Schwiegermutter, Großmutter und Urgroßmutter 


Auguſte Paul, geb. sremin 


im Alter von 78 Jahren von ihrem ſchweren Leiden. 
er sn tiefſtem Leid trauern um die Entſchlafene ihre 
nder: 


Arthur Paul und Frau, Magdeburg. 
Oskar Paul, Küſtrin. ; 
Erih Paul und Frau, Hamburg. [Nordſee. 
Georg Gaſerow und Frau Hertha, geb. Paul, Wangerooge 
Käthe am Zehnhaff, geb. Paul, Wilhelmshaven. 
Helmuth Paul und Frau, Forſthaus Düngel (Hann.). 
Kurt Böhme und Frau, geb. Paul, Wilhelmshaven, 
und alle Anverwandten. 

Die Beerdigung findet am 29. März 1935 in Wilhelmshaven ſtatt. 
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Staaten, zu ſein. Zu dem Zweck iſt ein früher ſchon be⸗ 
ſtehendes Zeitungsarchiv ſyſtematiſch ausgebaut 
worden. Es umfaßt die Staaten Eſtland, Lettland, Litauen 
und Polen, in etwas beſchränkterem Maße die ruſſiſchen 
Probleme. Insgeſamt ſind mehr als eine halbe Million 
Archivausſchnitte geſammelt, und zwar iſt beſonderer Wert 
darauf gelegt, nicht nur eine Materialſammlung herzuſtellen, 
ſondern das geſammelte Material nach ſeiner Bedeutung 
und ſeiner Verwertbarkeit zu gruppieren und laufend zu 


ergänzen bzw. aus dem Material beſonders weſentliche 


Ergebniſſe herauszuholen. Dieſem Ziel dienen die Ueber⸗ 
ſetzungsreferate, die jeder Abteilung des Inſtituts 
angegliedert ſind. Dieſe Arbeiten werden im Einvernehmen 
mit anderen ſolche Ueberſetzungen und Auszüge machenden 
Inſtitutionen durchgeführt. Neben dem Zeitungsmaterial 
iſt vor allem auch das Zeitſchriften material ſowie 
die Beſchaffung ſämtlicher bedeutungsvoller wirtſchaftlicher 
Zeitſchriften der Oſtſtaaten ſowie der laufenden Ver⸗ 
öffentlichungen der ſtatiſtiſchen Aemter, 
Handelskammern und anderer wirtſchaft⸗ 
licher Gremien durchgeführt. Schließlich iſt in der 
Bibliothek des Inſtituts auch die weſentlichſte Literatur 
über Polen und die baltiſchen Staaten zuſammengeſtellt, 
und es iſt insbeſondere durch Anlage umfangreicher 
Karteien dafür Sorge getragen, daß hier eine Zentralſtelle 
geſchaffen iſt, in der ſämtliches bibliographiſch wichtige 
Material ſpeziell wirtſchaftlichen Charakters erfaßt iſt. 

Auf dieſe Weiſe ergibt ſich die Möglichkeit, einmal 
Materialzuſammenſtellungen und Ueberſetzungen, zum 
anderen auch gutachtliche Aeußerungen und Denkſchriften 
über einzelne beſonders aktuelle und wichtige Fragen oſt⸗ 
wirtſchaftlicher Art im Bedarfsfalle zu erteilen. Dieſe In⸗ 
formations- und Berichtstätigkeit des Inſtituts nimmt 
einen beträchtlichen Umfang innerhalb der Geſamtarbeiten ein, 
umal auch verſucht wird, durch Anlage von wirt⸗ 
artlimen Konjunkturkartotheken einen 
ſtändigen Ueberblick über die wichtigſten konjunkturellen 
Entwicklungserſcheinungen zu gewinnen und auf Grund 
dieſes Materials Berichte, Auskünfte und Informationen 
zu geben. 

Das Inſtitut für oſteuropäiſche Wirtſchaft, das von 
Prof. Dr. Oberländer geleitet wird, und deſſen pol⸗ 
niſches Referat von Dr. Seraphim, deſſen baltiſches 
von Dr. Grimm und deſſen ruſſiſches von Dr. Mentzel 
verwaltet wird, hat gerade im Laufe des letzten Jahres 


zn Aufgaben und Forſchungskreis ſtark erweitert, fo 


aß es in der Lage war, nicht nur Planungen und Vor— 
bereitungen für künftige Arbeiten in die Wege zu leiten, 
ſondern auch konkrete, ihm geſetzte wirtſchaftlich wichtige 
Aufgaben durchzuführen, und zwar ſowohl auf dem Gebiet 
rein wiſſenſchaftlicher Forſchung wie auf dem Gebiet fach⸗ 
licher Orientierung intereſſierter Perſonen und Vereini⸗ 
ungen. Die erbindung zwiſchen wiſſenſchaftlicher 
Forschungsarbeit und Sammlung und Auswertung von 
Informationsmaterial iſt bewußt Ziel des Inſtituts für 
oſteuropäiſche Wirtſchaft, da auch die wiſſenſchaftliche Arbeit 
landſchaftsgebunden ſein foll und mit den praktiſch geſtellten 
Gegenwartsaufgaben in unauflöslicher Verbindung ſtehen muß. 


Jahlen zur Lage im oberſchleſiſchen Induſtriegebiet. 
Im Auftrage der kommunalen Intereſſengemeinſchaft für 
das oberſchleſiſche Induſtriegebiet herausgegeben von Dr. F. 
Rompe. Beuthen OS., Landratsamt. 47 Seiten. 2 N Au. — 
Das Heft bildet eine Fortführung der im vergangenen Jahre 
erſchienenen Schrift „Aus Verwaltung und Wirt⸗ 


ſchaft des oberſchleſiſchen Induſtrie⸗ 
90 biets“. Es ſoll, wie dieſe Schrift, in erſter Linie zur 
nformation der Verwaltungsſtellen dienen. Darüber 


hinaus aber bietet es auch für die Preſſe und alle anderen 
intereſſierten Stellen eine Fülle ſtatiſtiſchen Materials über 
die Bevölkerungs⸗, Wirtſchafts⸗ und ſozialen Verhältniſſe 
des oberſchleſiſchen Induſtriegebietes. as vorliegende Heft 
iſt das erſte einer fortlaufenden, vierteljährlich erſcheinenden 
Reihe, eine nützliche und dankenswerte Einrichtung, durch 
die ſonſt nicht oder nur ſchwer zu erreichendes Material 
über dieſes an Problemen aller Art ſo reichen Induſtrie⸗ 
reviers an der Grenze zugänglich gemacht wird. 


